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Volksantrag „Längeres gemeinsames Lernen in Sachsen“ 

Volksantrag (Drs. 7/522) 
Änderungen des SächsSchulG sind in rot angezeigt. 

Änderungsantrag der Fraktionen CDU, B 90/ DIE GRÜNEN, SPD 
Änderungen gegenüber dem Volksantrag sind in blau angezeigt 
(Stand: 30.06.2020). 
 

Schulgesetz für den Freistaat Sachsen (SächsSchulG) 
Inhaltsverzeichnis 
 
… § 7a Gemeinschaftsschule 

Inhaltsverzeichnis 
… § 6 Oberschule einschließlich Oberschule+ 
… § 7a Gemeinschaftsschule 

§ 4 Schularten und Schulstufen 
(1) Das Schulwesen gliedert sich in folgende Schularten: 

1. Allgemeinbildende Schulen 
a) die Grundschule, 
b) die Förderschule, 
c) die Oberschule, 
d) das Gymnasium, 
e) die Gemeinschaftsschule; 

2. Berufsbildende Schulen 
a) die Berufsschule, 
b) die Berufsfachschule, 
c) die Fachschule, 
d) die Fachoberschule, 
e) das Berufliche Gymnasium; 

3. Schulen des zweiten Bildungsweges 
a) die Abendoberschule und das Abendgymnasium, 
b) das Kolleg. 

(2) Schulstufen sind: 
1. die Primarstufe, sie umfasst die Klassenstufen 1 bis 4; 
2. die Sekundarstufe I, sie umfasst die Klassenstufen 5 bis 10 der 

allgemeinbildenden Schulen sowie die Abendoberschule; 
3. die Sekundarstufe II; sie umfasst die Jahrgangsstufen 11 und 12 der 

allgemeinbildenden Schulen sowie die berufsbildenden Schulen, das 
Abendgymnasium und das Kolleg. 

(3) An der Oberschule und am Gymnasium haben die Klassenstufen 5 und 6 
orientierende Funktion. Die nach der Grundschule getroffene Entscheidung für 
die Schullaufbahn kann durch eine neue Entscheidung ersetzt werden. 

§ 4 Schularten und Schulstufen 
(1) Das Schulwesen gliedert sich in folgende Schularten: 

1. Allgemeinbildende Schulen 
a) die Grundschule, 
b) die Förderschule, 
c) die Oberschule einschließlich Oberschule+, 
d) das Gymnasium, 
e) die Gemeinschaftsschule; 

2. Berufsbildende Schulen 
a) die Berufsschule, 
b) die Berufsfachschule, 
c) die Fachschule, 
d) die Fachoberschule, 
e) das Berufliche Gymnasium; 

3. Schulen des zweiten Bildungsweges 
a) die Abendoberschule und das Abendgymnasium, 
b) das Kolleg. 

(2) Schulstufen sind: 
1. die Primarstufe, sie umfasst die Klassenstufen 1 bis 4; 
2. die Sekundarstufe I, sie umfasst die Klassenstufen 5 bis 10 der 

allgemeinbildenden Schulen sowie die Abendoberschule; 
3. die Sekundarstufe II; sie umfasst die Jahrgangsstufen 11 und 12 der 

allgemeinbildenden Schulen sowie die berufsbildenden Schulen, das 
Abendgymnasium und das Kolleg. 

(3) An den weiterführenden Schulen haben die Klassenstufen 5 und 6 
orientierende Funktion. 
 

§ 4a Mindestschülerzahl, Klassenobergrenze, Zügigkeit 
(1) Die Mindestschülerzahl an Grundschulen, Oberschulen, Gymnasien, 

Gemeinschaftsschulen und berufsbildenden Schulen beträgt: 
1. an Grundschulen für die erste einzurichtende Klasse je Klassenstufe 15 

Schüler und für jede weitere einzurichtende Klasse 14 Schüler,  
2. an Oberschulen 20 Schüler je Klasse, 
3. an Gymnasien 20 Schüler je Klasse, 
3a. an Gemeinschaftsschulen 20 Schüler je Klasse, 
4. an Berufsschulen, Berufsfachschulen, Fachschulen und Fachoberschulen 

jeweils 16 Schüler je Klasse, 
5. an Beruflichen Gymnasien 20 Schüler je Klasse in der Klassenstufe 11 

und 

§ 4a Mindestschülerzahl, Klassenobergrenze, Zügigkeit 
(1) Die Mindestschülerzahl an Grundschulen, Oberschulen, Gymnasien, 

Gemeinschaftsschulen und berufsbildenden Schulen beträgt: 
1. an Grundschulen für die erste einzurichtende Klasse je Klassenstufe 15 

Schüler und für jede weitere einzurichtende Klasse 14 Schüler,  
2. an Oberschulen 20 Schüler je Klasse, 
3. an Gymnasien 20 Schüler je Klasse, 
3a. an Gemeinschaftsschulen 20 Schüler je Klasse, 
4. an Berufsschulen, Berufsfachschulen, Fachschulen und Fachoberschulen 

jeweils 16 Schüler je Klasse, 
5. an Beruflichen Gymnasien 20 Schüler je Klasse in der Klassenstufe 11 

und 
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6. 550 Schüler insgesamt je Beruflichem Schulzentrum. Die oberste 
Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
Mindestschülerzahlen für Förderschulen und Schulen des zweiten 
Bildungsweges sowie von Satz 1 Nummer 4 abweichende 
Mindestschülerzahlen an Berufsschulen für besondere Klassen, in denen 
ausschließlich Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
unterrichtet werden, festzulegen. 

(2) In allen Schularten werden je Klasse nicht mehr als 28 Schüler unterrichtet. 
Überschreitungen dieser Klassenobergrenze bedürfen der Beschlussfassung 
durch die Schulkonferenz. Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung für bestimmte Schularten und Förderschultypen in 
einzelnen Unterrichtsfächern oder Organisationsformen sowie für die inklusive 
Unterrichtung geringere Klassenobergrenzen festzulegen. Bei einer 
Unterrichtung in Gruppen und Kursen gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 

(3) Oberschulen und Gemeinschaftsschulen werden mindestens zweizügig, 
Gymnasien mindestens dreizügig geführt. 
 
 

(4) Die Anzahl der schuljährlich zu bildenden Klassen, Gruppen und Kurse je 
Klassen- oder Jahrgangsstufe und Schule wird nach Anhörung des 
Schulträgers durch die Schulaufsichtsbehörde festgelegt. Ein Anspruch auf 
Aufnahme in eine bestimmte Schule besteht nicht, solange bei Erschöpfung 
der Aufnahmekapazität der Besuch einer anderen Schule derselben Schulart 
möglich und dem Schüler zumutbar ist. Satz 1 gilt nicht für Schulen, denen die 
Schulaufsichtsbehörde in einem pauschalisierten Verfahren gemäß § 3b 
Absatz 6 Lehrerarbeitsvermögen zur Verfügung stellt. Einmal gebildete 
Klassen, Kurse und Gruppen sollen bis zum Abschluss des Bildungsgangs 
beibehalten werden, soweit sie bereits 
1. im Hauptschulbildungsgang der Oberschule in der Klassenstufe 8, 
2. im Realschulbildungsgang der Oberschule in der Klassenstufe 9 und 
3. im Gymnasium in der Jahrgangsstufe 11 bestanden. Satz 4 gilt nicht, 

wenn die Schülerzahl in der Klasse, dem Kurs oder der Gruppe die 
ansonsten jeweils vorgegebene Mindestschülerzahl um mehr als zwei 
unterschreitet. 

(5) In begründeten Ausnahmefällen sind Abweichungen von den Absätzen 1, 3 
und 4 Satz 5 zulässig. Dies gilt insbesondere 
1. aus landes- und regionalplanerischen Gründen, 
2. bei überregionaler Bedeutung der Schule oder des Ausbildungsberufes, 
3. aus besonderen pädagogischen Gründen, 
4. zum Schutz und zur Wahrung der Rechte des sorbischen Volkes gemäß 

Artikel 6 der Verfassung des Freistaates Sachsen oder gemäß Artikel 8 
Buchst. b, c und d der Europäischen Charta der Regional- oder 
Minderheitensprachen, 

5. aus baulichen Besonderheiten des Schulgebäudes oder 
6. bei unzumutbaren Schulwegbedingungen oder Schulwegentfernungen. 

 

6. 550 Schüler insgesamt je Beruflichem Schulzentrum. Die oberste 
Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
Mindestschülerzahlen für Förderschulen und Schulen des zweiten 
Bildungsweges sowie von Satz 1 Nummer 4 abweichende 
Mindestschülerzahlen an Berufsschulen für besondere Klassen, in denen 
ausschließlich Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
unterrichtet werden, festzulegen. 

(2) In allen Schularten werden je Klasse nicht mehr als 28 Schüler unterrichtet. 
Überschreitungen dieser Klassenobergrenze bedürfen der Beschlussfassung 
durch die Schulkonferenz. Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung für bestimmte Schularten und Förderschultypen in 
einzelnen Unterrichtsfächern oder Organisationsformen sowie für die inklusive 
Unterrichtung geringere Klassenobergrenzen festzulegen. Bei einer 
Unterrichtung in Gruppen und Kursen gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 

(3) Oberschulen werden mindestens zweizügig, Gymnasien mindestens dreizügig 
geführt. Gemeinschaftsschulen werden in der Klassenstufe 5 mindestens 
vierzügig geführt. Oberschulen+ gemäß § 6 Absatz 6 werden höchstens 
zweizügig geführt. 

(4) Die Anzahl der schuljährlich zu bildenden Klassen, Gruppen und Kurse je 
Klassen- oder Jahrgangsstufe und Schule wird nach Anhörung des 
Schulträgers durch die Schulaufsichtsbehörde festgelegt. Ein Anspruch auf 
Aufnahme in eine bestimmte Schule besteht nicht, solange bei Erschöpfung 
der Aufnahmekapazität der Besuch einer anderen Schule derselben Schulart 
möglich und dem Schüler zumutbar ist. Satz 1 gilt nicht für Schulen, denen die 
Schulaufsichtsbehörde in einem pauschalisierten Verfahren gemäß § 3b 
Absatz 6 Lehrerarbeitsvermögen zur Verfügung stellt. Einmal gebildete 
Klassen, Kurse und Gruppen sollen bis zum Abschluss des Bildungsgangs 
beibehalten werden, soweit sie bereits 
1. im Hauptschulbildungsgang der Oberschule in der Klassenstufe 8, 
2. im Realschulbildungsgang der Oberschule in der Klassenstufe 9 und 
3. im Gymnasium in der Jahrgangsstufe 11 bestanden. Satz 4 gilt nicht, wenn 

die Schülerzahl in der Klasse, dem Kurs oder der Gruppe die ansonsten 
jeweils vorgegebene Mindestschülerzahl um mehr als zwei unterschreitet. 

(5) In begründeten Ausnahmefällen sind Abweichungen von den Absätzen 1, 3 
und 4 Satz 5 zulässig. Dies gilt insbesondere 
1. aus landes- und regionalplanerischen Gründen, 
2. bei überregionaler Bedeutung der Schule oder des Ausbildungsberufes, 
3. aus besonderen pädagogischen Gründen, 
4. zum Schutz und zur Wahrung der Rechte des sorbischen Volkes gemäß 

Artikel 6 der Verfassung des Freistaates Sachsen oder gemäß Artikel 8 
Buchst. b, c und d der Europäischen Charta der Regional- oder 
Minderheitensprachen, 

5. aus baulichen Besonderheiten des Schulgebäudes oder 
6. bei unzumutbaren Schulwegbedingungen oder Schulwegentfernungen. 
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§ 4b Schulstandorte im ländlichen Raum 
(1) Abweichend von § 4a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 können im ländlichen Raum 

außerhalb von Mittel- und Oberzentren bestehende Grundschulen fortgeführt 
werden: 
1. mit einer Gesamtschülerzahl von mindestens 60 Schülern, wobei jede 

Klassenstufe mindestens zwölf Schüler aufweisen muss, oder  
2. als Grundschulstandorte mit jahrgangsübergreifendem Unterricht gemäß § 

5 Absatz 2 Satz 3; die Mindestschülerzahl beträgt 15 Schüler für jede 
jahrgangsübergreifende Klasse. 

(2) Abweichend von § 4a Absatz 3 können im ländlichen Raum außerhalb von 
Oberzentren bestehende Oberschulen einzügig fortgeführt werden. 

(3) Abweichend von § 4a Absatz 3 kann an Gymnasien im ländlichen Raum 
außerhalb von Mittel- und Oberzentren die Eingangsklassenstufe zweizügig 
eingerichtet und in den nachfolgenden Klassen- und Jahrgangsstufen 
fortgeführt werden. Von einem Abweichen im Sinne des Satzes 1 soll nicht in 
zwei aufeinanderfolgenden Schuljahren Gebrauch gemacht werden. 

(3a) Abweichend von § 4a Absatz 3 können im ländlichen Raum außerhalb von 
Oberzentren Gemeinschaftsschulen gemäß § 7a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
und 3 einzügig geführt werden. 
 
 

(4) Die Einführung und Beendigung von jahrgangsübergreifendem Unterricht 
gemäß Absatz 1 Nummer 2, die Fortführung als einzügige Oberschule gemäß 
Absatz 2 sowie die Rückkehr zur mindestens zweizügigen Oberschule, die 
Führung als einzügige Gemeinschaftsschule gemäß Absatz 3a sowie die 
Rückkehr zur mindestens zweizügigen Gemeinschaftsschule und die befristete 
Fortführung als zweizügiges Gymnasium gemäß Absatz 3 bedürfen jeweils 
eines Beschlusses des Schulträgers und der Schulkonferenz der Schule sowie 
der Zustimmung der obersten Schulaufsichtsbehörde. 

(5) § 4a Absatz 5 gilt entsprechend. 
 

§ 4b Schulstandorte im ländlichen Raum 
(1) Abweichend von § 4a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 können im ländlichen Raum 

außerhalb von Mittel- und Oberzentren bestehende Grundschulen fortgeführt 
werden: 
1. mit einer Gesamtschülerzahl von mindestens 60 Schülern, wobei jede 

Klassenstufe mindestens zwölf Schüler aufweisen muss, oder  
2. als Grundschulstandorte mit jahrgangsübergreifendem Unterricht gemäß § 

5 Absatz 2 Satz 3; die Mindestschülerzahl beträgt 15 Schüler für jede 
jahrgangsübergreifende Klasse. 

(2) Abweichend von § 4a Absatz 3 Satz 1 können im ländlichen Raum außerhalb 
von Oberzentren bestehende Oberschulen einzügig fortgeführt werden. 

(3) Abweichend von § 4a Absatz 3 Satz 1 kann an Gymnasien im ländlichen Raum 
außerhalb von Mittel- und Oberzentren die Eingangsklassenstufe zweizügig 
eingerichtet und in den nachfolgenden Klassen- und Jahrgangsstufen 
fortgeführt werden. Von einem Abweichen im Sinne des Satzes 1 soll nicht in 
zwei aufeinanderfolgenden Schuljahren Gebrauch gemacht werden. 

(3a) Abweichend von § 4a Absatz 3 Satz 2 können im ländlichen Raum außerhalb 
von Oberzentren Gemeinschaftsschulen in der Klassenstufe 5 in höchstens 
zwei aufeinanderfolgenden Schuljahren dreizügig eingerichtet und in den 
nachfolgenden Klassen- und Jahrgangsstufen fortgeführt werden. 

(4) Die Einführung und Beendigung von jahrgangsübergreifendem Unterricht 
gemäß Absatz 1 Nummer 2, die Fortführung als einzügige Oberschule gemäß 
Absatz 2 sowie die Rückkehr zur mindestens zweizügigen Oberschule und die 
befristete Fortführung als zweizügiges Gymnasium gemäß Absatz 3 bedürfen 
jeweils eines Beschlusses des Schulträgers und der Schulkonferenz der 
Schule sowie der Zustimmung der obersten Schulaufsichtsbehörde. 
 
 
 

(5) § 4a Absatz 5 gilt entsprechend. 
 
 

§ 4c Sonderpädagogischer Förderbedarf 
(1) Schüler, die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- oder Lernmöglichkeiten 

sonderpädagogischen Förderbedarf vorliegen, haben nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 6 Anspruch auf sonderpädagogische Förderung. 

(2) Sonderpädagogischer Förderbedarf kann in folgenden Förderschwerpunkten 
bestehen: 
1. Sehen, 
2. Hören, 
3. geistige Entwicklung, 
4. körperliche und motorische Entwicklung, 
5. Lernen, 
6. Sprache sowie 
7. emotionale und soziale Entwicklung. 

(3) Auf Antrag einer Grundschule oder Gemeinschaftsschule im Rahmen des 
Aufnahmeverfahrens, auf Antrag der Schule, die der Schüler besucht, oder auf 
Antrag der Eltern leitet die Schulaufsichtsbehörde ein Verfahren zur 
Feststellung von sonderpädagogischem Förderbedarf ein. Auf Verlangen der 
Schule oder der Schulaufsichtsbehörde haben sich Kinder und Jugendliche an 

§ 4c Sonderpädagogischer Förderbedarf 
(1) Schüler, die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- oder Lernmöglichkeiten 

sonderpädagogischen Förderbedarf vorliegen, haben nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 6 Anspruch auf sonderpädagogische Förderung. 

(2) Sonderpädagogischer Förderbedarf kann in folgenden Förderschwerpunkten 
bestehen: 
1. Sehen, 
2. Hören, 
3. geistige Entwicklung, 
4. körperliche und motorische Entwicklung, 
5. Lernen, 
6. Sprache sowie 
7. emotionale und soziale Entwicklung. 

(3) Auf Antrag einer Grundschule oder Gemeinschaftsschule im Rahmen des 
Aufnahmeverfahrens, auf Antrag der Schule, die der Schüler besucht, oder auf 
Antrag der Eltern leitet die Schulaufsichtsbehörde ein Verfahren zur 
Feststellung von sonderpädagogischem Förderbedarf ein. Auf Verlangen der 
Schule oder der Schulaufsichtsbehörde haben sich Kinder und Jugendliche an 
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einer pädagogisch-psychologischen Prüfung zu beteiligen und amtsärztlich 
untersuchen zu lassen. In das Feststellungsverfahren werden die bisherigen 
pädagogischen, therapeutischen und sonstigen Fördermaßnahmen 
einbezogen. An Grundschulen und Gemeinschaftsschulen soll ein 
Feststellungsverfahren für die Förderschwerpunkte Lernen sowie emotionale 
und soziale Entwicklung grundsätzlich frühestens im Verlauf der zweiten 
Klasse eingeleitet werden. Zur personellen Unterstützung in der 
Schuleingangsphase sollen öffentliche und freie Träger von Grundschulen und 
Gemeinschaftsschulen pauschalisierte zweckgebundene Zuweisungen 
erhalten. Die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs nach Satz 
4 soll spätestens nach jeweils zwei Schuljahren überprüft werden.  

(4) Den Anspruch auf sonderpädagogische Förderung erfüllen 
1. die Grund- und Oberschulen, die Gymnasien, die Gemeinschaftsschulen 

und die berufsbildenden Schulen nach Maßgabe der Absätze 5 bis 10 
sowie  

2. die Förderschulen nach Maßgabe der Absätze 6 bis 9 und des § 13. Die 
Grund- und Oberschulen, die Gymnasien, die Gemeinschaftsschulen und 
die berufsbildenden Schulen sowie die Förderschulen arbeiten in der 
Umsetzung der sonderpädagogischen Förderung, insbesondere beim 
gemeinsamen Lernen von Schülern mit und ohne sonderpädagogischen 
Förderbedarf, in Kooperationsverbünden gemäß Absatz 7 zusammen. 
… 

einer pädagogisch-psychologischen Prüfung zu beteiligen und amtsärztlich 
untersuchen zu lassen. In das Feststellungsverfahren werden die bisherigen 
pädagogischen, therapeutischen und sonstigen Fördermaßnahmen 
einbezogen. An Grundschulen und Gemeinschaftsschulen soll ein 
Feststellungsverfahren für die Förderschwerpunkte Lernen sowie emotionale 
und soziale Entwicklung grundsätzlich frühestens im Verlauf der zweiten 
Klasse eingeleitet werden. Zur personellen Unterstützung in der 
Schuleingangsphase sollen öffentliche und freie Träger von Grundschulen und 
Gemeinschaftsschulen pauschalisierte zweckgebundene Zuweisungen 
erhalten. Die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs nach Satz 
4 soll spätestens nach jeweils zwei Schuljahren überprüft werden.  

(4) Den Anspruch auf sonderpädagogische Förderung erfüllen 
1. die Grund- und Oberschulen, die Gymnasien, die Gemeinschaftsschulen 

und die berufsbildenden Schulen nach Maßgabe der Absätze 5 bis 10 
sowie  

2. die Förderschulen nach Maßgabe der Absätze 6 bis 9 und des § 13. Die 
Grund- und Oberschulen, die Gymnasien, die Gemeinschaftsschulen und 
die berufsbildenden Schulen sowie die Förderschulen arbeiten in der 
Umsetzung der sonderpädagogischen Förderung, insbesondere beim 
gemeinsamen Lernen von Schülern mit und ohne sonderpädagogischen 
Förderbedarf, in Kooperationsverbünden gemäß Absatz 7 zusammen. 

… 
 § 6 Oberschule einschließlich Oberschule+ 

(1) 1Die Oberschule vermittelt eine allgemeine und berufsvorbereitende Bildung. 
2Sie schafft die Voraussetzungen für eine berufliche Qualifizierung und bereitet 
Schüler mit entsprechenden Leistungen, Begabungen und Bildungsabsichten 
auf den Übergang an andere weiterführende Schulen vor. 3Die Oberschule 
gliedert sich in einen Hauptschulbildungsgang und einen 
Realschulbildungsgang. 4Die Schüler erwerben mit dem erfolgreichen Besuch 
der Klassenstufe 9 und der Teilnahme an der Abschlussprüfung den 
Hauptschulabschluss. 5Erfüllen die Schüler darüber hinaus besondere 
Leistungsvoraussetzungen, erwerben sie den qualifizierenden 
Hauptschulabschluss. 6Der qualifizierende Hauptschulabschluss berechtigt 
zum Wechsel in den Realschulbildungsgang. 7Mit der Versetzung in die 
Klassenstufe 10 des Realschulbildungsganges wird ein dem 
Hauptschulabschluss gleichgestellter Schulabschluss erworben. 8Mit 
erfolgreichem Besuch der Klassenstufe 10 und bestandener Abschlussprüfung 
erwerben die Schüler im Realschulbildungsgang den Realschulabschluss. 9Für 
inklusiv unterrichtete Schüler mit dem Förderschwerpunkt Lernen gilt § 13 
Absatz 2 Satz 3 entsprechend. 

(2) 1Die Oberschule umfasst die Klassenstufen 5 bis 10. 2Der Unterricht wird in der 
Regel getrennt nach Klassenstufen erteilt. 3Abweichend davon ist 
klassenstufenübergreifender Unterricht zulässig, wenn die Mindestschülerzahl 
für den Unterricht in Gruppen nicht erreicht wird sowie ein entsprechendes 
pädagogisches Konzept und entsprechend qualifiziertes Lehrpersonal 
vorhanden sind. 4Das von der Schulkonferenz zu beschließende Konzept 
gemäß Satz 3 bedarf der Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde. 5Satz 3 gilt 
nicht für die Fächer Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache. 

(3) 1Ab Klassenstufe 7 beginnt eine auf Leistungsentwicklung und Abschlüsse 
bezogene Differenzierung. 2Im Rahmen eines erweiterten pädagogischen 
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Konzeptes können Oberschulen sowohl von der Differenzierung abweichen als 
auch ergänzende Bildungsinhalte zur Erleichterung des Übergangs an ein 
Gymnasium anbieten. 3Das von der Schulkonferenz zu beschließende Konzept 
gemäß Satz 2 ist der Schulaufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(4) An der Oberschule wird ein Wahlbereich eingerichtet. 
(5) Die Oberschule arbeitet insbesondere zur Verbesserung der Berufs- und 

Studienorientierung sowie der Berufsvorbereitung und zur Erleichterung des 
Übergangs in berufs- oder studienqualifizierende Bildungsgänge mit der 
Berufsberatung der Agenturen für Arbeit, den berufsbildenden Schulen, 
anderen Partnern der Berufsausbildung, den Gymnasien, den 
Gemeinschaftsschulen sowie den Hochschulen und der Berufsakademie 
zusammen. 2Oberschulen können Kooperationsvereinbarungen mit 
Gymnasien, Gemeinschaftsschulen und berufsbildenden Schulen abschließen. 
3An Oberschulen soll Schulsozialarbeit gemäß § 1 Absatz 4 Satz 3 und 4 
vorgehalten werden. 

 
(6) Außerhalb von Ober- und Mittelzentren können Oberschulen mit besonderem 

pädagogischen Profil „Längeres gemeinsames Lernen“ (Oberschule+) 
eingerichtet werden. § 7a Absatz 4 gilt entsprechend. Die Oberschule+ umfasst 
abweichend von Absatz 2 Satz 1 die Klassenstufen 1 bis 10. Die Schüler lernen 
in ihren Klassenverbänden über die Primarstufe hinaus gemeinsam und 
werden entsprechend ihren Leistungsmöglichkeiten, Begabungen und 
Bildungsabsichten im vorwiegend binnendifferenzierten Unterricht individuell 
gefördert. Die Oberschule+ besteht aus einer Oberschule mit verbundener 
Grundschule, die eine gemeinsame Schulleitung und ein gemeinsames 
Lehrerkollegium hat. Die Oberschule+ verfügt über ein erweitertes 
pädagogisches Konzept gemäß Absatz 3 Satz 2 und kann darüber hinaus von 
den in Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 2 und 3 getroffenen Regelungen 
abweichen. Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Für die Klassenstufen 1 
bis 4 gelten die Regelungen für die Grundschule entsprechend mit Ausnahme 
von § 25 Absatz 1 bis 4 und § 34 Absatz 1. 
 

§ 7a Gemeinschaftsschule 
(1) Die Gemeinschaftsschule schafft in einem gemeinsamen Bildungsgang die 

Voraussetzungen für die Entwicklung sicherer Grundlagen für selbstständiges 
Lernen, Denken und Arbeiten und vermittelt eine darauf aufbauende 
allgemeine, berufsvorbereitende und vertiefte allgemeine Bildung. Die 
Gemeinschaftsschule umfasst die Primarstufe (Klassenstufen 1 bis 4), die 
Sekundarstufe I (Klassenstufen 5 bis 10) sowie die Sekundarstufe II 
(Jahrgangsstufen 11 und 12). Die Schüler können an der Gemeinschaftsschule 
den Hauptschulabschluss, den qualifizierenden Hauptschulabschluss, den 
Realschulabschluss sowie aufgrund der Abiturprüfung die allgemeine 
Hochschulreife erwerben.  

(2) Die Schüler der Gemeinschaftsschule lernen in ihren Klassenverbänden über 
die Primarstufe hinaus in einem gemeinsamen Bildungsgang und werden 
entsprechend ihren Leistungsmöglichkeiten, Begabungen und 
Bildungsabsichten im vorwiegend binnendifferenzierenden Unterricht individuell 
gefördert. Ab Klassenstufe 9 kann je nach Leistungsstand des Schülers und 
angestrebtem Abschluss abschlussbezogenes Lernen erfolgen. Der Unterricht 
kann getrennt nach Klassenstufen oder jahrgangs- bzw. 

§ 7a Gemeinschaftsschule 
(1) Die Gemeinschaftsschule schafft in einem gemeinsamen Bildungsgang die 

Voraussetzungen für die Entwicklung sicherer Grundlagen für selbstständiges 
Lernen, Denken und Arbeiten und vermittelt eine darauf aufbauende 
allgemeine, berufsvorbereitende und vertiefte Bildung. Die 
Gemeinschaftsschule umfasst die Klassenstufen 1 bis 10 und die 
Jahrgangsstufen 11 und 12. Die Schüler können an der Gemeinschaftsschule 
den Hauptschulabschluss, den qualifizierenden Hauptschulabschluss, den 
Realschulabschluss sowie die allgemeine Hochschulreife erwerben. Für 
inklusiv unterrichtete Schüler mit dem Förderschwerpunkt Lernen gilt § 13 
Absatz 2 Satz 10 entsprechend. 
 

(2) Die Schüler der Gemeinschaftsschule lernen in ihren Klassenverbänden über 
die Primarstufe hinaus in einem gemeinsamen Bildungsgang und werden 
entsprechend ihren Leistungsmöglichkeiten, Begabungen und 
Bildungsabsichten im vorwiegend binnendifferenzierten Unterricht individuell 
gefördert. Ab Klassenstufe 7 kann je nach Leistungsstand des Schülers 
abschlussbezogenes Lernen auf der Grundlage der Lehrpläne des jeweiligen 
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klassenstufenübergreifend erteilt werden. An Gemeinschaftsschulen soll 
Schulsozialarbeit gemäß § 1 Absatz 4 Satz 3 und 4 vorgehalten werden. 
 
 
 

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 kann die Gemeinschaftsschule 
1. die Primarstufe und die Sekundarstufe I oder 
2. die Sekundarstufe I und II oder 
3. die Sekundarstufe I 
umfassen. 
Bei einer Gemeinschaftsschule gemäß Satz 1 Nummer 1 oder 3 muss die 
Möglichkeit des Erwerbs der allgemeinen Hochschulreife durch die 
Kooperation mit einem allgemeinbildenden oder beruflichen Gymnasium oder 
einer Gemeinschaftsschule gewährleistet werden. Dazu hat die jeweilige 
Gemeinschaftsschule im Schulprogramm gemäß § 3a Absatz 1 ein 
Gymnasium oder eine Gemeinschaftsschule im Einvernehmen mit diesen zu 
bestimmen. Bei einer Gemeinschaftsschule gemäß Satz 1 Nummer 2 oder 3 
soll das für die Primarstufe erforderliche Angebot durch die Kooperation mit 
mindestens einer Grundschule im Einvernehmen mit dieser gewährleistet 
werden. Dazu hat die jeweilige Gemeinschaftsschule im Schulprogramm 
gemäß § 3a Absatz 1 mindestens eine Grundschule zu bestimmen. Zugleich 
sind darin die Schritte zum Aufbau einer Primarstufe darzulegen. Inhalt und 
Struktur der Zusammenarbeit sowie der Schulübergang werden in 
Kooperationsvereinbarungen geregelt. 

(4) Die Gemeinschaftsschulen können 
1. durch Neueinrichtung einer Gemeinschaftsschule auf Beschluss des 

Schulträgers oder 
2. durch Schulartänderung bereits bestehender Grundschulen, Oberschulen 

und Gymnasien auf Beschluss der jeweiligen Schulkonferenz im 
Einvernehmen mit dem Schulträger  

einzeln oder in Kooperation eingerichtet werden. 
 
 

(5) Der Schulträger hat bei der Einrichtung der Gemeinschaftsschule gemäß 
Absatz 4 zur Erteilung der Zustimmung durch die oberste 
Schulaufsichtsbehörde gemäß § 24 Absatz 1 und 4 ein Schulprogramm gemäß 
§ 3a Absatz 1 vorzulegen. In dem Schulprogramm der Gemeinschaftsschule 
sind die zu erreichenden Bildungs- und Erziehungsziele sowie die Formen und 
Methoden gemeinsamen Lernens in einer vielfältig zusammengesetzten 
Schülerschaft festzulegen. Das Schulprogramm hat sich dabei an den für die 
jeweilige Schulstufe geltenden Lehrplänen zu orientieren und kann von den 
entsprechenden Stundentafeln abweichen. Bei einer Schulartänderung gemäß 
Absatz 4 Nummer 2 ist darin auch die Entwicklung der jeweiligen Schule zur 
Gemeinschaftsschule zu beschreiben. 
 
 
 
 

Bildungsganges erfolgen. Der Unterricht kann getrennt nach Klassenstufen 
oder klassen- und jahrgangsstufenübergreifend erteilt werden. An 
Gemeinschaftsschulen soll Schulsozialarbeit gemäß § 1 Absatz 4 Satz 3 und 4 
vorgehalten werden.  

 
 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 kann die Gemeinschaftsschule die 

Klassenstufen 5 bis 10 sowie die Jahrgangsstufen 11 und 12 umfassen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei einer Gemeinschaftsschule gemäß Satz 1 soll das für die Primarstufe 
erforderliche Angebot durch die Kooperation mit mindestens einer Grundschule 
im Einvernehmen mit dieser gewährleistet werden. Dazu hat die jeweilige 
Gemeinschaftsschule im Schulprogramm gemäß § 3a Absatz 1 mindestens 
eine Grundschule zu bestimmen. Zugleich sind darin die Schritte zum Aufbau 
einer Primarstufe darzulegen. Inhalt und Struktur der Kooperation nach den 
Sätzen 2 bis 4 werden in Kooperationsvereinbarungen der beteiligten Schulen 
geregelt. 

(4) Die Gemeinschaftsschulen können 
1. neu auf Beschluss des Schulträgers oder 
2. durch Schulartänderung bereits bestehender Grundschulen, Oberschulen 

und Gymnasien auf Beschluss der jeweiligen Schulkonferenz im 
Einvernehmen mit der Lehrerkonferenz und dem Schulträger  

eingerichtet werden. Benachbarte Schulträger sollen bei Einrichtung einer 
Gemeinschaftsschule gemäß Satz 1 Nummer 2 angehört werden. 

(5) Der Schulträger hat bei der Einrichtung der Gemeinschaftsschule gemäß 
Absatz 4 zur Erteilung der Zustimmung durch die oberste 
Schulaufsichtsbehörde gemäß § 24 Absatz 1 und 4 ein Schulprogramm gemäß 
§ 3a Absatz 1 vorzulegen. In dem Schulprogramm der Gemeinschaftsschule 
sind die zu erreichenden Bildungs- und Erziehungsziele sowie die Formen und 
Methoden gemeinsamen Lernens in einer vielfältig zusammengesetzten 
Schülerschaft festzulegen. Dabei ist das Erreichen der Ziele der für die 
jeweilige Schulstufe geltenden Lehrpläne der Grundschule, der Oberschule und 
des Gymnasiums sicherzustellen. Abweichungen von den entsprechenden 
Stundentafeln sind darzustellen. Bei einer Schulartänderung gemäß Absatz 4 
Nummer 2 ist im Schulprogramm auch die Entwicklung der jeweiligen Schule 
zur Gemeinschaftsschule zu beschreiben. Änderungen des Schulprogramms 
sind der obersten Schulaufsichtsbehörde anzuzeigen. 
 

(6) § 4a Absatz 4 Satz 4 und 5, § 5 Absatz 1, 3, 4 und 5, § 6 Absatz 1 Satz 4 bis 9, 
Absatz 4 und 5 Satz 1 und 2 sowie § 7 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3, 5, 6, 7 und 8 
gelten entsprechend. 
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(6) § 4a Absatz 4 Satz 4 und 5, § 5 Absatz 1, 3, 4 und 5, § 6 Absatz 1 Satz 4 bis 9, 
Absatz 4 und Absatz 5 Satz 1 sowie § 7 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3, 5, 6, 7 und 
8 gelten entsprechend. 
 

§ 16 Betreuungsangebote 
(1) Der Schulträger kann von der fünften bis zur zehnten Klassenstufe an 

Oberschulen, Gemeinschaftsschulen und Gymnasien außerunterrichtliche 
Betreuungsangebote vorhalten. 

(2) Soweit die Schüler nicht in einem Heim nach § 13 Absatz 3 Satz 1 betreut 
werden, hält der Schulträger 
1. für Schüler der Primarstufe der Schule mit dem Förderschwerpunkt 

Lernen, 
2. für Schüler aller Klassenstufen der übrigen Förderschulen und  
3. für inklusiv unterrichtete Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 
Betreuungsangebote vor. In die Betreuungsangebote nach Satz 1 Nummer 1 
können auch Schüler der übrigen Klassenstufen einbezogen werden. Für 
Schüler der Klassenstufen 1 bis 6 gilt § 13 Absatz 4 entsprechend. 
 

§ 16 Betreuungsangebote 
(1) Der Schulträger kann von der fünften bis zur zehnten Klassenstufe an 

Oberschulen, Gemeinschaftsschulen und Gymnasien außerunterrichtliche 
Betreuungsangebote vorhalten. 

(2) Soweit die Schüler nicht in einem Heim nach § 13 Absatz 3 Satz 1 betreut 
werden, hält der Schulträger 
1. für Schüler der Primarstufe der Schule mit dem Förderschwerpunkt 

Lernen, 
2. für Schüler aller Klassenstufen der übrigen Förderschulen und  
3. für inklusiv unterrichtete Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 
Betreuungsangebote vor. In die Betreuungsangebote nach Satz 1 Nummer 1 
können auch Schüler der übrigen Klassenstufen einbezogen werden. Für 
Schüler der Klassenstufen 1 bis 6 gilt § 13 Absatz 4 entsprechend. 

§ 16a Ganztagsangebote 
(1) Allgemeinbildende Schulen sollen Ganztagsangebote einrichten und dabei mit 

außerschulischen Einrichtungen zusammenarbeiten. Grundschulen und 
Gemeinschaftsschulen müssen sich bei diesen Angeboten mit den Horten 
abstimmen. 

(2) Der Freistaat Sachsen unterstützt die Ganztagsangebote öffentlicher und freier 
Träger allgemeinbildender Schulen mit finanziellen Mitteln nach den Maßgaben 
des Haushaltsplanes. Zur Stärkung der Eigenverantwortung an Schulen sollen 
sie die im Haushaltsplan des Freistaates Sachsen für die Förderung von 
Ganztagsangeboten für Schüler vorgesehenen Mittel als pauschalisierte 
zweckgebundene Zuweisungen erhalten. § 3b Absatz 1 findet entsprechende 
Anwendung. 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
nähere Bestimmungen zu erlassen, insbesondere über 
1. die inhaltlichen Mindestanforderungen an die pädagogisch-fachliche 

Ausgestaltung von Ganztagsangeboten,  
2. die Abgrenzung und Abstimmung der Ganztagsangebote mit dem Hort, 
3. die Berechnung der Zuweisungen, 
4. die Einbeziehung von Schulfördervereinen allgemeinbildender Schulen in 

den Kreis der Zuweisungsempfänger, 
5. das Antragsverfahren, 
6. die Auszahlung der Mittel; dabei können Abschlagszahlungen und 

Auszahlungstermine geregelt werden, und 
7.  die Erbringung und Prüfung des Nachweises der zweckentsprechenden 

Verwendung der Zuweisungen; dabei können geregelt werden: 
a) Fristen für die Vorlage des Nachweises, 
b) ein Zurückbehaltungsrecht für weitere Zuweisungen bei nicht 

fristgerechter Vorlage, 
c) Pflichten des Zuweisungsempfängers zur Aufbewahrung von 

Unterlagen und Dateien, 

§ 16a Ganztagsangebote 
(1) Allgemeinbildende Schulen sollen Ganztagsangebote einrichten und dabei mit 

außerschulischen Einrichtungen zusammenarbeiten. Schulen mit Primarstufe 
müssen sich bei diesen Angeboten mit den Horten abstimmen. 

(2) Der Freistaat Sachsen unterstützt die Ganztagsangebote öffentlicher und freier 
Träger allgemeinbildender Schulen mit finanziellen Mitteln nach den Maßgaben 
des Haushaltsplanes. Zur Stärkung der Eigenverantwortung an Schulen sollen 
sie die im Haushaltsplan des Freistaates Sachsen für die Förderung von 
Ganztagsangeboten für Schüler vorgesehenen Mittel als pauschalisierte 
zweckgebundene Zuweisungen erhalten. § 3b Absatz 1 findet entsprechende 
Anwendung. 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
nähere Bestimmungen zu erlassen, insbesondere über 
1. die inhaltlichen Mindestanforderungen an die pädagogisch-fachliche 

Ausgestaltung von Ganztagsangeboten,  
2. die Abgrenzung und Abstimmung der Ganztagsangebote mit dem Hort, 
3. die Berechnung der Zuweisungen, 
4. die Einbeziehung von Schulfördervereinen allgemeinbildender Schulen in 

den Kreis der Zuweisungsempfänger, 
5. das Antragsverfahren, 
6. die Auszahlung der Mittel; dabei können Abschlagszahlungen und 

Auszahlungstermine geregelt werden, und 
7.  die Erbringung und Prüfung des Nachweises der zweckentsprechenden 

Verwendung der Zuweisungen; dabei können geregelt werden: 
a) Fristen für die Vorlage des Nachweises, 
b) ein Zurückbehaltungsrecht für weitere Zuweisungen bei nicht 

fristgerechter Vorlage, 
c) Pflichten des Zuweisungsempfängers zur Aufbewahrung von 

Unterlagen und Dateien, 
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d) die Beschränkung des Nachweises auf eine schriftliche Versicherung 
des Zuweisungsempfängers, dass die Mittel zweckentsprechend 
eingesetzt wurden, und 

e) für den Fall, dass die zweckentsprechende Verwendung nicht 
nachgewiesen wird, die Aufhebung der Bewilligung der Zuweisung, 
ihre Erstattung und die Verrechnung mit weiteren Zuweisungen.  

Für die Nummern 3 und 5 bis 7 ist das Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen herzustellen. 

d) die Beschränkung des Nachweises auf eine schriftliche Versicherung 
des Zuweisungsempfängers, dass die Mittel zweckentsprechend 
eingesetzt wurden, und 

e) für den Fall, dass die zweckentsprechende Verwendung nicht 
nachgewiesen wird, die Aufhebung der Bewilligung der Zuweisung, 
ihre Erstattung und die Verrechnung mit weiteren Zuweisungen.  

Für die Nummern 3 und 5 bis 7 ist das Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen herzustellen. 

 § 23 Aufgaben des Schulträgers, Schülerbeförderung  
(1) Die Gemeinden und Landkreise verwalten die ihnen als Schulträger 

obliegenden Angelegenheiten als Pflichtaufgaben.  
(2) Der Schulträger errichtet die Schulgebäude und Schulräume, stattet sie mit den 

notwendigen Lehr- und Lernmitteln aus und stellt die sonstigen erforderlichen 
Einrichtungen zur Verfügung. 2Er unterhält sie in einem ordnungsgemäßen 
Zustand. 3Er bestellt in Abstimmung mit dem Schulleiter die Mitarbeiter, die 
nicht im Dienst des Freistaates Sachsen stehen. 

(3) Träger der notwendigen Beförderung der Schüler auf dem Schulweg bei 
Schulen in öffentlicher Trägerschaft und Ersatzschulen ist der Landkreis oder 
die Kreisfreie Stadt, in dessen oder in deren Gebiet sich die Schule befindet. 
Die Beförderungspflicht besteht für die nächstgelegene aufnahmefähige Schule 
der gewählten Schulart. Die Oberschule+ gilt für die Beförderungspflicht als 
selbstständige Schulart. Der Träger der Schülerbeförderung regelt Einzelheiten 
durch Satzung, insbesondere hinsichtlich  
1. Umfang und Abgrenzung der notwendigen Beförderungskosten 

einschließlich der Festsetzung von Mindestentfernungen,  
2. Höhe und Verfahren der Erhebung eines Eigenanteils des Schülers oder 

der Eltern,  
3. Pauschalen oder Höchstbeiträge für die Kostenerstattung sowie 

Ausschlussfristen für die Geltendmachung von Erstattungsansprüchen,  
4. Verfahren der Kostenerstattung zwischen den Schülern beziehungsweise 

Eltern und Schulträgern sowie zwischen verschiedenen Schulträgern.  
(4) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, Mindestanforderungen für 

die Ausstattung der Schulen mit Verwaltungskräften und Lehrmitteln durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 

 
 

§ 23a Schulnetzplanung 
(1) Die Schulnetzplanung soll die planerische Grundlage für ein alle 

Bildungsgänge umfassendes, regional ausgeglichenes und unter zumutbaren 
Bedingungen erreichbares Bildungsangebot schaffen und durch Abstimmung 
mit der Jugendhilfeplanung gemäß § 79 Absatz 1 und § 80 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch eine regionale Bildungsplanung sichern. Dabei sind 
vorhandene Schulen in freier Trägerschaft sowie bei den berufsbildenden 
Schulen die Möglichkeit der betrieblichen Aus- und Weiterbildung zu 
berücksichtigen. Die Ziele der Raumordnung und der Landesplanung sind zu 
beachten. 

(2) In den Plänen werden der mittelfristige und langfristige Schulbedarf sowie die 
Schulstandorte ausgewiesen. Für jeden Schulstandort ist anzugeben, welche 
Bildungsangebote dort vorhanden sind und für welche räumlichen Bereiche 
(Einzugsbereiche) sie gelten sollen. Es sind auch die Bildungsbedürfnisse zu 

§ 23a Schulnetzplanung 
(1) Die Schulnetzplanung soll die planerische Grundlage für ein alle 

Bildungsgänge umfassendes, regional ausgeglichenes und unter zumutbaren 
Bedingungen erreichbares Bildungsangebot schaffen und durch Abstimmung 
mit der Jugendhilfeplanung gemäß § 79 Absatz 1 und § 80 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch eine regionale Bildungsplanung sichern. Dabei sind 
vorhandene Schulen in freier Trägerschaft sowie bei den berufsbildenden 
Schulen die Möglichkeit der betrieblichen Aus- und Weiterbildung zu 
berücksichtigen. Die Ziele der Raumordnung und der Landesplanung sind zu 
beachten. 

(2) In den Plänen werden der mittelfristige und langfristige Schulbedarf sowie die 
Schulstandorte ausgewiesen. Für jeden Schulstandort ist anzugeben, welche 
Bildungsangebote dort vorhanden sind und für welche räumlichen Bereiche 
(Einzugsbereiche) sie gelten sollen. Es sind auch die Bildungsbedürfnisse zu 
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berücksichtigen, die durch Schulen für das Gebiet nur eines Schulträgers nicht 
sinnvoll befriedigt werden können. In diesen Fällen ist darzustellen, welche 
Form der Zusammenarbeit der Schulträger besteht oder durch welchen 
Schulträger die Bildungsbedürfnisse befriedigt werden. Schulnetzpläne müssen 
die langfristige Zielplanung und die Ausführungsmaßnahmen unter Angabe der 
Rangfolge ihrer Verwirklichung enthalten. 

(3) Die Landkreise und Kreisfreien Städte stellen die Teilschulnetzpläne für die 
allgemeinbildenden Schulen und die Schulen des zweiten Bildungsweges in 
ihrem Gebiet auf. Dabei ist die Schulnetzplanung für die berufsbildenden 
Schulen nach Absatz 7 Satz 1 und 3 zu berücksichtigen. 

(4) Die Teilschulnetzpläne nach Absatz 3 sind, soweit der Träger der 
Schulnetzplanung nicht selbst Schulträger ist, im Einvernehmen mit den 
öffentlichen Schulträgern, im Übrigen im Benehmen mit den sonstigen Trägern 
der Schulen des Gebietes aufzustellen. Die Pläne sind mit benachbarten 
Trägern der Schulnetzplanung abzustimmen. Die Pläne bedürfen der 
Genehmigung der obersten Schulaufsichtsbehörde. Die Schulnetzplanung der 
sorbischen Schulen und Schulen mit sorbischsprachigem Angebot ist im 
Benehmen mit der Interessenvertretung nach § 5 des Sächsischen 
Sorbengesetzes aufzustellen. 

(5) Der Schulträger darf sein Einvernehmen zu den planerischen Festlegungen 
gemäß Absatz 4 Satz 1 nur dann versagen, wenn diese den Anforderungen 
des § 4a Absatz 1 einschließlich der auf seiner Grundlage erlassenen 
Rechtsverordnungen, des § 4a Absatz 3 oder Absatz 5, des § 4b Absatz 1 bis 
3a oder Absatz 5, des § 21 Absatz 2 oder des § 23a Absatz 2 widersprechen. 
Wird das Einvernehmen rechtswidrig versagt, entscheidet die oberste 
Schulaufsichtsbehörde über die Ersetzung des Einvernehmens im Rahmen der 
Genehmigung nach Absatz 4 Satz 3. 
… 

(11) Die Schulaufsichtsbehörde ist befugt, von den Landkreisen und Kreisfreien 
Städten die Anzahl der in den kommenden Schuljahren einzuschulenden 
Schüler schulbezirksgenau für die Grundschulen sowie für die 
Gemeinschaftsschulen in öffentlicher Trägerschaft bis zum 31. August eines 
jeden Jahres und die darüber hinaus zur Erstellung der 
Schülerzahlfortschreibung erforderlichen Daten für Schulen in freier 
Trägerschaft bis zum 30. Oktober eines jeden Jahres abzufordern. 

berücksichtigen, die durch Schulen für das Gebiet nur eines Schulträgers nicht 
sinnvoll befriedigt werden können. In diesen Fällen ist darzustellen, welche 
Form der Zusammenarbeit der Schulträger besteht oder durch welchen 
Schulträger die Bildungsbedürfnisse befriedigt werden. Schulnetzpläne müssen 
die langfristige Zielplanung und die Ausführungsmaßnahmen unter Angabe der 
Rangfolge ihrer Verwirklichung enthalten. 

(3) Die Landkreise und Kreisfreien Städte stellen die Teilschulnetzpläne für die 
allgemeinbildenden Schulen und die Schulen des zweiten Bildungsweges in 
ihrem Gebiet auf. Dabei ist die Schulnetzplanung für die berufsbildenden 
Schulen nach Absatz 7 Satz 1 und 3 zu berücksichtigen. 

(4) Die Teilschulnetzpläne nach Absatz 3 sind, soweit der Träger der 
Schulnetzplanung nicht selbst Schulträger ist, im Einvernehmen mit den 
öffentlichen Schulträgern, im Übrigen im Benehmen mit den sonstigen Trägern 
der Schulen des Gebietes aufzustellen. Die Pläne sind mit benachbarten 
Trägern der Schulnetzplanung abzustimmen. Die Pläne bedürfen der 
Genehmigung der obersten Schulaufsichtsbehörde. Die Schulnetzplanung der 
sorbischen Schulen und Schulen mit sorbischsprachigem Angebot ist im 
Benehmen mit der Interessenvertretung nach § 5 des Sächsischen 
Sorbengesetzes aufzustellen. 

(5) Der Schulträger darf sein Einvernehmen zu den planerischen Festlegungen 
gemäß Absatz 4 Satz 1 nur dann versagen, wenn diese den Anforderungen 
des § 4a Absatz 1 einschließlich der auf seiner Grundlage erlassenen 
Rechtsverordnungen, des § 4a Absatz 3 oder Absatz 5, des § 4b Absatz 1 bis 
3a oder Absatz 5, des § 21 Absatz 2 oder des § 23a Absatz 2 widersprechen. 
Wird das Einvernehmen rechtswidrig versagt, entscheidet die oberste 
Schulaufsichtsbehörde über die Ersetzung des Einvernehmens im Rahmen der 
Genehmigung nach Absatz 4 Satz 3. 
… 

(11) Die Schulaufsichtsbehörde ist befugt, von den Landkreisen und Kreisfreien 
Städten die Anzahl der in den kommenden Schuljahren einzuschulenden 
Schüler schulbezirksgenau für die Schulen mit Primarstufe in öffentlicher 
Trägerschaft bis zum 31. August eines jeden Jahres und die darüber hinaus 
zur Erstellung der Schülerzahlfortschreibung erforderlichen Daten für Schulen 
in freier Trägerschaft bis zum 30. Oktober eines jeden Jahres abzufordern 
 

 
§ 25 Schulbezirk und Einzugsbereich 
(1) Jede Grundschule hat einen Schulbezirk. 
(2) Schulbezirk ist das Gebiet des Schulträgers. Schulbezirk ist auch das Gebiet 

oder Teilgebiet mehrerer Schulträger, soweit der Schulbezirk auf der 
Grundlage einer Vereinbarung zwischen den beteiligten Schulträgern über das 
Gebiet eines Schulträgers hinausgeht. 

(3) Bestehen im Gebiet eines Schulträgers mehrere Grundschulen, kann der 
Schulträger Einzelschulbezirke oder gemeinsame Schulbezirke bestimmen. 
Die Schulbezirkszuordnung muss für jeden Wohnort eindeutig die zuständigen 
Grundschulen bestimmen. 

§ 25 Schulbezirk und Einzugsbereich 
(1) Jede Grundschule hat einen Schulbezirk. 
(2) Schulbezirk ist das Gebiet des Schulträgers. Schulbezirk ist auch das Gebiet 

oder Teilgebiet mehrerer Schulträger, soweit der Schulbezirk auf der 
Grundlage einer Vereinbarung zwischen den beteiligten Schulträgern über das 
Gebiet eines Schulträgers hinausgeht. 

(3) Bestehen im Gebiet eines Schulträgers mehrere Grundschulen, kann der 
Schulträger Einzelschulbezirke oder gemeinsame Schulbezirke bestimmen. Die 
Schulbezirkszuordnung muss für jeden Wohnort eindeutig die zuständigen 
Grundschulen bestimmen. 

(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann nach Anhörung der betroffenen 
Schulträger für die Bildungsgänge der Berufsschule Einzugsbereiche festlegen. 

(2) Soweit ein Schulbezirk oder Einzugsbereich besteht, hat der Schüler die 
Schule zu besuchen, in deren Schulbezirk oder Einzugsbereich er seinen 

(4) Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann nach Anhörung der betroffenen 
Schulträger für die Bildungsgänge der Berufsschule Einzugsbereiche festlegen. 

(5) Soweit ein Schulbezirk oder Einzugsbereich besteht, hat der Schüler die 
Schule zu besuchen, in deren Schulbezirk oder Einzugsbereich er seinen 
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Hauptwohnsitz hat. Dies gilt nicht für Schüler, die eine Gemeinschaftsschule 
oder Schule in freier Trägerschaft besuchen. Auf Antrag der Eltern oder des 
volljährigen Schülers soll der Schulleiter der aufnehmenden Schule bei 
Vorliegen wichtiger Gründe, insbesondere wenn 
1. pädagogische Gründe dafür sprechen, 
2. besondere soziale Umstände vorliegen, 
3. die Verkehrsverhältnisse es erfordern oder 
4. die Berufsausbildung wesentlich erleichtert wird, 
Ausnahmen von Satz 1 zulassen. Vor der Genehmigung einer Ausnahme von 
der Pflicht zum Besuch der Schule des Schulbezirks oder des Einzugsbereichs 
ist die Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde einzuholen. 

(3) Zur Förderung der Integration kann die Schulaufsichtsbehörde nach Anhörung 
der Eltern im Benehmen mit den betroffenen Schulträgern und Trägern der 
Schülerbeförderung den Ort der schulischen Integration für Schüler festlegen, 
deren Herkunftssprache nicht oder nicht ausschließlich Deutsch ist. 

Hauptwohnsitz hat. Dies gilt nicht für Schüler, die eine Gemeinschaftsschule, 
Oberschule+ oder Schule in freier Trägerschaft besuchen. Auf Antrag der 
Eltern oder des volljährigen Schülers soll der Schulleiter der aufnehmenden 
Schule bei Vorliegen wichtiger Gründe, insbesondere wenn 
1. pädagogische Gründe dafür sprechen, 
2. besondere soziale Umstände vorliegen, 
3. die Verkehrsverhältnisse es erfordern oder 
4. die Berufsausbildung wesentlich erleichtert wird, 
Ausnahmen von Satz 1 zulassen. Vor der Genehmigung einer Ausnahme von 
der Pflicht zum Besuch der Schule des Schulbezirks oder des Einzugsbereichs 
ist die Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde einzuholen. 

(6) Zur Förderung der Integration kann die Schulaufsichtsbehörde nach Anhörung 
der Eltern im Benehmen mit den betroffenen Schulträgern und Trägern der 
Schülerbeförderung den Ort der schulischen Integration für Schüler festlegen, 
deren Herkunftssprache nicht oder nicht ausschließlich Deutsch ist. 

 § 27 Beginn der Schulpflicht 
(1) Mit dem Beginn des Schuljahres werden alle Kinder, die bis zum 30. Juni des 

laufenden Kalenderjahres das sechste Lebensjahr vollendet haben, 
schulpflichtig. Als schulpflichtig gelten auch Kinder, die bis 
zum 30. September des laufenden Kalenderjahres das sechste Lebensjahr 
vollendet haben und von den Eltern in der Schule angemeldet wurden. 

(2) Kinder, die noch nicht schulpflichtig sind, können auf Antrag der Eltern zum 
Anfang des Schuljahres in die Grundschule oder Gemeinschaftsschule 
aufgenommen werden, wenn sie den für den Schulbesuch erforderlichen 
geistigen und körperlichen Entwicklungsstand besitzen. 
… 

§ 28 Dauer und Ende der Schulpflicht 
(1) Die Schulpflicht gliedert sich in  

1. die Pflicht zum Besuch einer allgemeinbildenden Schule der Klassenstufen 
1 bis mindestens 9 (Vollzeitschulpflicht) und 
 
 

2. die Pflicht zum Besuch der Berufsschule (Berufsschulpflicht). 
(2) Die Vollzeitschulpflicht dauert neun Schuljahre; die Berufsschulpflicht dauert in 

der Regel drei Schuljahre. 
(3) Die Berufsschulpflicht eines Auszubildenden endet mit dem Ende des 

Berufsausbildungsverhältnisses 
(4) Auszubildende, die vor Beendigung der Berufsschulpflicht ein 

Berufsausbildungsverhältnis beginnen, sind bis zum Ende des 
Berufsausbildungsverhältnisses berufsschulpflichtig. Auszubildende, die nach 
Beendigung der Berufsschulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis beginnen, 
können die Berufsschule bis zum Ende des Berufsausbildungsverhältnisses 
besuchen. 

(5) Die Berufsschulpflicht wird vorzeitig für beendet erklärt, wenn der Jugendliche 
einen mindestens einjährigen vollzeitschulischen Bildungsgang an einer 
berufsbildenden Schule regelmäßig besucht hat oder die 
Schulaufsichtsbehörde feststellt, dass er anderweitig hinreichend ausgebildet 
ist. Sie lebt wieder auf, wenn der Jugendliche ein Berufsausbildungsverhältnis 
beginnt. 

§ 28 Dauer und Ende der Schulpflicht 
(1) Die Schulpflicht gliedert sich in  

1. die Pflicht zum Besuch der Primarstufe und der Sekundarstufe I einer 
allgemeinbildenden Schule (Vollzeitschulpflicht) und 

2. die Pflicht zum Besuch der Berufsschule (Berufsschulpflicht). 
(2) Die Vollzeitschulpflicht dauert neun Schuljahre; die Berufsschulpflicht dauert in 

der Regel drei Schuljahre. 
(3) Die Berufsschulpflicht eines Auszubildenden endet mit dem Ende des 

Berufsausbildungsverhältnisses 
(4) Auszubildende, die vor Beendigung der Berufsschulpflicht ein 

Berufsausbildungsverhältnis beginnen, sind bis zum Ende des 
Berufsausbildungsverhältnisses berufsschulpflichtig. Auszubildende, die nach 
Beendigung der Berufsschulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis beginnen, 
können die Berufsschule bis zum Ende des Berufsausbildungsverhältnisses 
besuchen. 

(5) Die Berufsschulpflicht wird vorzeitig für beendet erklärt, wenn der Jugendliche 
einen mindestens einjährigen vollzeitschulischen Bildungsgang an einer 
berufsbildenden Schule regelmäßig besucht hat oder die 
Schulaufsichtsbehörde feststellt, dass er anderweitig hinreichend ausgebildet 
ist. Sie lebt wieder auf, wenn der Jugendliche ein Berufsausbildungsverhältnis 
beginnt. 

§ 34 Wahl des Bildungsweges § 34 Wahl des Bildungsweges 
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(1) Über den Wechsel von der Grundschule auf eine weiterführende 
allgemeinbildende Schule entscheiden die Eltern auf Empfehlung der Schule. 
Die Grundschule berät die Eltern über die für den Schüler geeignete Schulart 
und gibt in der Klassenstufe 4 eine schriftliche Bildungsempfehlung. Die 
Bildungsempfehlung für das Gymnasium wird erteilt, wenn 
1. der Durchschnitt der Noten in den Fächern Deutsch, Mathematik und 

Sachunterricht in der Halbjahresinformation oder am Ende des 
Schuljahres 2,0 oder besser ist und keines dieser Fächer mit der Note 
„ausreichend“ oder schlechter benotet wurde und 

2. die Grundschule aufgrund des Lern- und Arbeitsverhaltens des Schülers, 
der Art und Ausprägung seiner schulischen Leistungen und seiner 
Entwicklung pädagogisch einschätzt, dass er den Anforderungen des 
Gymnasiums voraussichtlich entsprechen wird. 

In allen anderen Fällen wird die Bildungsempfehlung für die Oberschule erteilt. 
(1a) In Gemeinschaftsschulen oder beim Wechsel auf eine Gemeinschaftsschule 

bedarf es keiner Bildungsempfehlung. 
 

(2) Eltern melden ihr Kind an einer weiterführenden allgemeinbildenden Schule 
ihrer Wahl an. Sofern Eltern ihr Kind mit einer Bildungsempfehlung für die 
Oberschule an einem Gymnasium anmelden, wird durch das Gymnasium ein 
Beratungsgespräch vereinbart und bei der Einladung zu dem Gespräch auf die 
Folgen des Nichterscheinens hingewiesen. Grundlagen für das 
Beratungsgespräch sind 
1. die Bildungsempfehlung, 
2. das zuletzt erstellte Jahreszeugnis und die zuletzt erteilte 

Halbjahresinformation sowie 
3. das Ergebnis einer vom Schüler zu erbringenden schriftlichen 

Leistungserhebung ohne Benotung, die die Fächer Deutsch, Mathematik 
und Sachunterricht zu gleichen Teilen berücksichtigt, mit von der obersten 
Schulaufsichtsbehörde bestimmten Aufgaben. 

Erscheint ohne wichtigen Grund kein Elternteil zum vereinbarten 
Beratungsgespräch, gilt die Anmeldung als zurückgenommen. Eine erneute 
Anmeldung an einem Gymnasium zum bevorstehenden Schuljahr ist 
ausgeschlossen. Dasselbe gilt, wenn das Gymnasium im Beratungsgespräch 
eine Anmeldung an der Oberschule empfohlen hat und die Eltern nicht 
innerhalb von drei Wochen schriftlich mitteilen, dass sie entgegen den 
Empfehlungen der Grundschule und des Gymnasiums an der Anmeldung 
festhalten. 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
1. die näheren Einzelheiten zur Beratung der Eltern, 
1a. die ausnahmsweise Erteilung einer schriftlichen Bildungsempfehlung beim 

Wechsel von einer Gemeinschaftsschule auf Antrag der Eltern, 
2. das Verfahren und die Inhalte der Leistungserhebung nach Absatz 2 Satz 

3 Nummer 3, 
3. das Ersetzen des Fachs Deutsch durch das Fach Sorbisch an sorbischen 

Schulen sowie 
4. die Anerkennung der im Herkunftsland erbrachten Leistungen und das 

Ersetzen des Fachs Deutsch durch die jeweilige Herkunftssprache für 
Schüler, deren Herkunftssprache nicht oder nicht ausschließlich Deutsch 
ist, 

(1) Über den Wechsel von der Grundschule auf eine weiterführende 
allgemeinbildende Schule entscheiden die Eltern auf Empfehlung der Schule. 
Die Grundschule berät die Eltern über die für den Schüler geeignete Schulart 
und gibt in der Klassenstufe 4 eine schriftliche Bildungsempfehlung. Die 
Bildungsempfehlung für das Gymnasium wird erteilt, wenn 
1. der Durchschnitt der Noten in den Fächern Deutsch, Mathematik und 

Sachunterricht in der Halbjahresinformation oder am Ende des Schuljahres 
2,0 oder besser ist und keines dieser Fächer mit der Note „ausreichend“ 
oder schlechter benotet wurde und 

2. die Grundschule aufgrund des Lern- und Arbeitsverhaltens des Schülers, 
der Art und Ausprägung seiner schulischen Leistungen und seiner 
Entwicklung pädagogisch einschätzt, dass er den Anforderungen des 
Gymnasiums voraussichtlich entsprechen wird. 

In allen anderen Fällen wird die Bildungsempfehlung für die Oberschule erteilt. 
(1a) In Gemeinschaftsschulen und Oberschulen+ oder beim Wechsel auf eine 

Gemeinschaftsschule oder eine Oberschule+ bedarf es keiner 
Bildungsempfehlung. 

(2) Eltern melden ihr Kind an einer weiterführenden allgemeinbildenden Schule 
ihrer Wahl an. Sofern Eltern ihr Kind mit einer Bildungsempfehlung für die 
Oberschule an einem Gymnasium anmelden, wird durch das Gymnasium ein 
Beratungsgespräch vereinbart und bei der Einladung zu dem Gespräch auf die 
Folgen des Nichterscheinens hingewiesen. Grundlagen für das 
Beratungsgespräch sind 
1. die Bildungsempfehlung, 
2. das zuletzt erstellte Jahreszeugnis und die zuletzt erteilte 

Halbjahresinformation sowie 
3. das Ergebnis einer vom Schüler zu erbringenden schriftlichen 

Leistungserhebung ohne Benotung, die die Fächer Deutsch, Mathematik 
und Sachunterricht zu gleichen Teilen berücksichtigt, mit von der obersten 
Schulaufsichtsbehörde bestimmten Aufgaben. 

Erscheint ohne wichtigen Grund kein Elternteil zum vereinbarten 
Beratungsgespräch, gilt die Anmeldung als zurückgenommen. Eine erneute 
Anmeldung an einem Gymnasium zum bevorstehenden Schuljahr ist 
ausgeschlossen. Dasselbe gilt, wenn das Gymnasium im Beratungsgespräch 
eine Anmeldung an der Oberschule empfohlen hat und die Eltern nicht 
innerhalb von drei Wochen schriftlich mitteilen, dass sie entgegen den 
Empfehlungen der Grundschule und des Gymnasiums an der Anmeldung 
festhalten. 

(3) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
1. die näheren Einzelheiten zur Beratung der Eltern, 
1a. die ausnahmsweise Erteilung einer schriftlichen Bildungsempfehlung beim 

Wechsel von einer Gemeinschaftsschule oder Oberschule+ auf Antrag der 
Eltern, 

2. das Verfahren und die Inhalte der Leistungserhebung nach Absatz 2 Satz 
3 Nummer 3, 

3. das Ersetzen des Fachs Deutsch durch das Fach Sorbisch an sorbischen 
Schulen sowie 

4. die Anerkennung der im Herkunftsland erbrachten Leistungen und das 
Ersetzen des Fachs Deutsch durch die jeweilige Herkunftssprache für 
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zu regeln. 
 

(4)  
 
Der Wechsel von der Oberschule oder Gemeinschaftsschule an das 
Gymnasium ist nach jeder Klassenstufe möglich, wenn der Schüler im 
vorangegangenen Schuljahr die dafür erforderliche Begabung und Leistung, 
insbesondere in den Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch, gezeigt hat. 
Der Verbleib am Gymnasium ist nicht möglich, wenn der Schüler 
1. zweimal in derselben Klassenstufe, 
2. in zwei aufeinanderfolgenden Klassenstufen oder 
3. insgesamt dreimal 
nicht versetzt worden ist. Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für den Übergang 
zur und für den Verbleib in der Sekundarstufe II einer Gemeinschaftsschule. 
Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, die näheren 
Voraussetzungen zu den Sätzen 1 bis 3 durch Rechtsverordnung zu regeln; sie 
kann dabei insbesondere die maßgeblichen Fächer und Schülerleistungen 
festlegen. 
 
 
 

(5) Über die Ausbildung an einer berufsbildenden Schule oder einer Schule des 
zweiten Bildungsweges entscheiden die Eltern oder der volljährige Schüler. Die 
Schule lehnt die Aufnahme ab, wenn der Schüler für die Schulart oder den 
jeweiligen Bildungsgang nach Begabung oder Leistung nicht geeignet ist. Die 
oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, die näheren Voraussetzungen 
durch Rechtsverordnung zu regeln; sie kann dabei insbesondere die 
maßgeblichen Fächer und Schülerleistungen sowie Schulabschlüsse, 
Berufserfahrungen und Aufnahmeprüfungen festlegen.  

(6) Über die Aufnahme an eine bestimmte Schule entscheidet nach Maßgabe der 
Absätze 1 bis 5 der Schulleiter im Rahmen der verfügbaren Ausbildungsplätze. 
Für den Schulübergang auf der Grundlage einer Kooperationsvereinbarung 
einer Gemeinschaftsschule gemäß § 7a Absatz 3 gelten die dort getroffenen 
Regelungen. 

Schüler, deren Herkunftssprache nicht oder nicht ausschließlich Deutsch 
ist, 

zu regeln. 
 

(4) Die nach der Grundschule getroffene Entscheidung für die Schullaufbahn kann 
durch eine neue Entscheidung ersetzt werden. Der Wechsel von der 
Oberschule oder Gemeinschaftsschule an das Gymnasium ist nach jeder 
Klassenstufe möglich, wenn der Schüler im vorangegangenen Schuljahr die 
dafür erforderliche Begabung und Leistung, insbesondere in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Englisch, gezeigt hat. Der Verbleib am Gymnasium 
ist nicht möglich, wenn der Schüler 
1. zweimal in derselben Klassenstufe, 
2. in zwei aufeinanderfolgenden Klassenstufen oder 
3. insgesamt dreimal 
nicht versetzt worden ist. Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für den 
Übergang in die und für den Verbleib in den Jahrgangsstufen 11 und 12 einer 
Gemeinschaftsschule; bei abschlussbezogenem Lernen nach dem Lehrplan 
der Oberschule ist der Übergang unter den gleichen Voraussetzungen wie für 
Schüler der Oberschule möglich. Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird 
ermächtigt, die näheren Voraussetzungen zu den Sätzen 2 bis 4 durch 
Rechtsverordnung zu regeln; sie kann dabei insbesondere die maßgeblichen 
Fächer und Schülerleistungen festlegen. 

(5) Über die Ausbildung an einer berufsbildenden Schule oder einer Schule des 
zweiten Bildungsweges entscheiden die Eltern oder der volljährige Schüler. Die 
Schule lehnt die Aufnahme ab, wenn der Schüler für die Schulart oder den 
jeweiligen Bildungsgang nach Begabung oder Leistung nicht geeignet ist. Die 
oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, die näheren Voraussetzungen 
durch Rechtsverordnung zu regeln; sie kann dabei insbesondere die 
maßgeblichen Fächer und Schülerleistungen sowie Schulabschlüsse, 
Berufserfahrungen und Aufnahmeprüfungen festlegen.  

(6) Über die Aufnahme an eine bestimmte Schule entscheidet nach Maßgabe der 
Absätze 1 bis 5 der Schulleiter im Rahmen der verfügbaren Ausbildungsplätze. 
Für den Schulübergang auf der Grundlage einer Kooperationsvereinbarung 
einer Gemeinschaftsschule gemäß § 7a Absatz 3 gelten die dort getroffenen 
Regelungen. 

§ 43 Schulkonferenz 
(1) Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Organ der Schule. Aufgabe der 

Schulkonferenz ist es, das Zusammenwirken von Schulleitung, Schulträger, 
Lehrern, Eltern und Schülern zu fördern, gemeinsame Angelegenheiten des 
Lebens an der Schule zu beraten und dazu Vorschläge zu unterbreiten. Die 
Schulkonferenz kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

(2) Beschlüsse der Lehrerkonferenzen in folgenden Angelegenheiten bedürfen des 
Einverständnisses der Schulkonferenz: 
1. wichtige Maßnahmen für die Erziehungs- und Unterrichtsarbeit der Schule, 

insbesondere das Schulprogramm; 
2. Maßnahmen der Qualitätssicherung, insbesondere zur internen 

Evaluation; 
3. Erlass der Hausordnung; 

§ 43 Schulkonferenz 
(1) Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Organ der Schule. Aufgabe der 

Schulkonferenz ist es, das Zusammenwirken von Schulleitung, Schulträger, 
Lehrern, Eltern und Schülern zu fördern, gemeinsame Angelegenheiten des 
Lebens an der Schule zu beraten und dazu Vorschläge zu unterbreiten. Die 
Schulkonferenz kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

(2) Beschlüsse der Lehrerkonferenzen in folgenden Angelegenheiten bedürfen des 
Einverständnisses der Schulkonferenz: 
1. wichtige Maßnahmen für die Erziehungs- und Unterrichtsarbeit der Schule, 

insbesondere das Schulprogramm; 
2. Maßnahmen der Qualitätssicherung, insbesondere zur internen 

Evaluation; 
3. Erlass der Hausordnung; 
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4. schulinterne Grundsätze zur Aufteilung der der Schule zur eigenen 
Bewirtschaftung zugewiesenen Haushaltsmittel sowie ein schulinterner 
Haushaltsplan; 

5. Stellungnahme zu Beschwerden von Schülern, Eltern, Auszubildenden, 
Ausbildenden oder Arbeitgebern, sofern der Vorgang eine über den 
Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat; 

6. das Angebot der nicht verbindlichen Unterrichts- und 
Schulveranstaltungen; 

7. schulinterne Grundsätze für außerunterrichtliche Veranstaltungen (zum 
Beispiel Klassenfahrten, Wandertage); 

8. Ausnahmen zur Überschreitung der Klassenobergrenze; 
9. Beschlüsse zur einheitlichen Durchführung der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften; 
10. Schulpartnerschaften; 
11. Kooperationen mit anderen Schulen sowie außerschulischen Partnern wie 

Hochschulen, der Berufsakademie, Forschungseinrichtungen, Vereinen 
oder Verbänden; 

12. Stellungnahmen der Schule zur 
a) Änderung der Schulart sowie der Teilung, Zusammenlegung oder 

Erweiterung der Schule; 
b) Aufnahme jahrgangsübergreifenden Unterrichts; 
c) Durchführung von Schulversuchen; 
d) Namensgebung der Schule; 
e) Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben an der Schule; 
f) Anforderung von Haushaltsmitteln; 
g) Anwendung der pauschalisierten Zuweisung von 

Lehrerarbeitsvermögen gemäß § 3b Absatz 6; 
13. Änderung der Schulart zur Einrichtung einer Gemeinschaftsschule gemäß 

§ 7a Absatz 4 Nummer 2; 
14. Schulprogramm zur Änderung der Schulart zur Einrichtung einer 

Gemeinschaftsschule gemäß § 7a Absatz 4 Nummer 2; 
 

15. Erhebung von Kostenbeiträgen gemäß § 38 Absatz 2 Satz 4 und 
gegebenenfalls deren Höhe. 

Verweigert die Schulkonferenz ihr Einverständnis und hält die Lehrerkonferenz 
an ihrem Beschluss fest, ist die Schulkonferenz erneut zu befassen. Hält die 
Schulkonferenz ihren Beschluss aufrecht, kann der Schulleiter die 
Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde einholen. Darüber hinaus ist die 
Schulkonferenz vor der Bestellung der Schulleitung anzuhören. 

(3) Der Schulkonferenz gehören in der Regel an: 
1. der Schulleiter als Vorsitzender ohne Stimmrecht; 
2. vier Vertreter der Lehrer; 
3. ein Vertreter der Eltern als stellvertretender Vorsitzender, in der Regel der 

Vorsitzende des Elternrats, und drei weitere Vertreter der Eltern;  
4. vier Vertreter der Schüler, in der Regel der Schülersprecher und drei 

weitere Vertreter der Schüler, die mindestens der Klassenstufe 7 
angehören müssen; 

5. bis zu vier Vertreter des Schulträgers. 
Die Vertreter des Schulträgers haben Stimmrecht bei Angelegenheiten gemäß 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, 6, 8 und 10 bis 13 sowie bei Angelegenheiten, 

4. schulinterne Grundsätze zur Aufteilung der der Schule zur eigenen 
Bewirtschaftung zugewiesenen Haushaltsmittel sowie ein schulinterner 
Haushaltsplan; 

5. Stellungnahme zu Beschwerden von Schülern, Eltern, Auszubildenden, 
Ausbildenden oder Arbeitgebern, sofern der Vorgang eine über den 
Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat; 

6. das Angebot der nicht verbindlichen Unterrichts- und 
Schulveranstaltungen; 

7. schulinterne Grundsätze für außerunterrichtliche Veranstaltungen (zum 
Beispiel Klassenfahrten, Wandertage); 

8. Ausnahmen zur Überschreitung der Klassenobergrenze; 
9. Beschlüsse zur einheitlichen Durchführung der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften; 
10. Schulpartnerschaften; 
11. Kooperationen mit anderen Schulen sowie außerschulischen Partnern wie 

Hochschulen, der Berufsakademie, Forschungseinrichtungen, Vereinen 
oder Verbänden; 

12. Stellungnahmen der Schule zur 
a) Änderung der Schulart sowie der Teilung, Zusammenlegung oder 

Erweiterung der Schule; 
b) Aufnahme jahrgangsübergreifenden Unterrichts; 
c) Durchführung von Schulversuchen; 
d) Namensgebung der Schule; 
e) Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben an der Schule; 
f) Anforderung von Haushaltsmitteln; 
g) Anwendung der pauschalisierten Zuweisung von 

Lehrerarbeitsvermögen gemäß § 3b Absatz 6; 
13. Änderung der Schulart zur Einrichtung einer Gemeinschaftsschule gemäß 

§ 7a Absatz 4 Nummer 2; 
14. Schulprogramm zur Einrichtung einer Gemeinschaftsschule gemäß § 7a 

Absatz 4 Nummer 2 oder Oberschule+ gemäß § 6 Absatz 6 Satz 2; 
15. Erhebung von Kostenbeiträgen gemäß § 38 Absatz 2 Satz 4 und 

gegebenenfalls deren Höhe. 
Verweigert die Schulkonferenz ihr Einverständnis und hält die Lehrerkonferenz 
an ihrem Beschluss fest, ist die Schulkonferenz erneut zu befassen. Hält die 
Schulkonferenz ihren Beschluss aufrecht, kann der Schulleiter die 
Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde einholen. Darüber hinaus ist die 
Schulkonferenz vor der Bestellung der Schulleitung anzuhören. 

(3) Der Schulkonferenz gehören in der Regel an: 
1. der Schulleiter als Vorsitzender ohne Stimmrecht; 
2. vier Vertreter der Lehrer; 
3. ein Vertreter der Eltern als stellvertretender Vorsitzender, in der Regel der 

Vorsitzende des Elternrats, und drei weitere Vertreter der Eltern;  
4. vier Vertreter der Schüler, in der Regel der Schülersprecher und drei 

weitere Vertreter der Schüler, die mindestens der Klassenstufe 7 
angehören müssen; 

5. bis zu vier Vertreter des Schulträgers. 
Die Vertreter des Schulträgers haben Stimmrecht bei Angelegenheiten gemäß 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, 6, 8, 10 bis 13 und 15 sowie bei Angelegenheiten, 
welche die sächlichen Kosten der Schule betreffen; im Übrigen haben sie eine 
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welche die sächlichen Kosten der Schule betreffen; im Übrigen haben sie eine 
beratende Stimme. Mit beratender Stimme können außerdem ein 
Schulsozialarbeiter, je ein Vertreter des Schulfördervereins oder der 
Schulfördervereine, bei Grundschulen oder Gemeinschaftsschulen je ein 
Vertreter des Horts oder der Horte, mit dem oder mit denen die Schule 
zusammenarbeitet, bei berufsbildenden Schulen je zwei Vertreter der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen sowie an Sorbischen Schulen 
und an Schulen mit sorbischsprachigem Angebot je ein Vertreter der 
Interessenvertretung der Sorben nach § 5 des Sächsischen Sorbengesetzes 
an den Sitzungen teilnehmen. 

(4) Bei Schulen ohne Elternrat treten an die Stelle der Elternvertreter weitere 
Schülervertreter; bei Schulen ohne Schülerrat treten an die Stelle der 
Schülervertreter weitere Elternvertreter. Die Zahl der Vertreter gemäß Absatz 3 
Satz 1 Nummer 2 und 3 oder 4 erhöht sich in der Regel auf jeweils sechs. Die 
Zahl der Vertreter gemäß Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 erhöht sich in der Regel 
auf bis zu sechs. 

(5) Die Gesamtlehrerkonferenz, der Elternrat und der Schülerrat wählen jeweils 
ihre Vertreter und deren Stellvertreter. 

(6) Die Schulkonferenz wird vom Vorsitzenden einberufen und tritt mindestens 
einmal im Schulhalbjahr zusammen. Eine Sitzung ist unverzüglich 
einzuberufen, wenn dies mindestens ein Fünftel der Mitglieder nach Absatz 3 
Satz 1 unter Angabe der Verhandlungsgegenstände beantragt. 

(7) Die oberste Schulaufsichtsbehörde regelt, soweit erforderlich, durch 
Rechtsverordnung Einzelheiten der Schulkonferenz, insbesondere 
1. die Zahl der Mitglieder der Schulkonferenz bei kleineren Schulen, wobei 

das Verhältnis der einzelnen Gruppen zueinander Absatz 3 Satz 1 
entsprechen muss; 

2. die Wahl der Mitglieder und ihrer Stellvertreter, die Dauer der Amtszeit und 
die Geschäftsordnung; 

3. eine Anpassung der Schulkonferenzen an die besonderen Verhältnisse 
der Förderschulen; 

4. die Übertragung des Stimmrechts nach Absatz 3 Satz 2 auf einen oder 
mehrere Vertreter des Schulträgers, insbesondere Form und Nachweis der 
Übertragung sowie Verfahren der Stimmabgabe. 

beratende Stimme. Mit beratender Stimme können außerdem ein 
Schulsozialarbeiter, je ein Vertreter des Schulfördervereins oder der 
Schulfördervereine, bei Schulen mit Primarstufe je ein Vertreter des Horts oder 
der Horte, mit dem oder mit denen die Schule zusammenarbeitet, bei 
berufsbildenden Schulen je zwei Vertreter der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerorganisationen sowie an Sorbischen Schulen und an Schulen mit 
sorbischsprachigem Angebot je ein Vertreter der Interessenvertretung der 
Sorben nach § 5 des Sächsischen Sorbengesetzes an den Sitzungen 
teilnehmen. 

(4) Bei Schulen ohne Elternrat treten an die Stelle der Elternvertreter weitere 
Schülervertreter; bei Schulen ohne Schülerrat treten an die Stelle der 
Schülervertreter weitere Elternvertreter. Die Zahl der Vertreter gemäß Absatz 3 
Satz 1 Nummer 2 und 3 oder 4 erhöht sich in der Regel auf jeweils sechs. Die 
Zahl der Vertreter gemäß Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 erhöht sich in der Regel 
auf bis zu sechs. 

(5) Die Gesamtlehrerkonferenz, der Elternrat und der Schülerrat wählen jeweils 
ihre Vertreter und deren Stellvertreter. 

(6) Die Schulkonferenz wird vom Vorsitzenden einberufen und tritt mindestens 
einmal im Schulhalbjahr zusammen. Eine Sitzung ist unverzüglich 
einzuberufen, wenn dies mindestens ein Fünftel der Mitglieder nach Absatz 3 
Satz 1 unter Angabe der Verhandlungsgegenstände beantragt. 

(7) Die oberste Schulaufsichtsbehörde regelt, soweit erforderlich, durch 
Rechtsverordnung Einzelheiten der Schulkonferenz, insbesondere 
1. die Zahl der Mitglieder der Schulkonferenz bei kleineren Schulen, wobei 

das Verhältnis der einzelnen Gruppen zueinander Absatz 3 Satz 1 
entsprechen muss; 

2. die Wahl der Mitglieder und ihrer Stellvertreter, die Dauer der Amtszeit und 
die Geschäftsordnung; 

3. eine Anpassung der Schulkonferenzen an die besonderen Verhältnisse 
der Förderschulen; 

4. die Übertragung des Stimmrechts nach Absatz 3 Satz 2 auf einen oder 
mehrere Vertreter des Schulträgers, insbesondere Form und Nachweis der 
Übertragung sowie Verfahren der Stimmabgabe. 

§ 62 Schul- und Prüfungsordnungen 
(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

Schulordnungen über Einzelheiten des Schulverhältnisses und 
Prüfungsordnungen zu erlassen. 

(2) In den Schulordnungen können insbesondere geregelt werden: 
1. das Verfahren zur Einschulung, einschließlich vorzeitiger Aufnahme und 

Zurückstellung; dabei können auch 
a) Eltern, die ihre Kinder an einer Schule in freier Trägerschaft 

angemeldet haben, verpflichtet werden, dies unter Angabe der Schule 
in einer bestimmten Form und innerhalb einer Frist der Grundschule in 
öffentlicher Trägerschaft des Schulbezirks zu statistischen Zwecken 
mitzuteilen; 

b) Schulen in freier Trägerschaft verpflichtet werden, Entscheidungen zur 
Aufnahme von Schülern in einer bestimmten Form und innerhalb einer 
Frist der Schulaufsichtsbehörde zu statistischen Zwecken mitzuteilen; 

§ 62 Schul- und Prüfungsordnungen 
(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

Schulordnungen über Einzelheiten des Schulverhältnisses und 
Prüfungsordnungen zu erlassen. 

(2) In den Schulordnungen können insbesondere geregelt werden: 
1. das Verfahren zur Einschulung, einschließlich vorzeitiger Aufnahme und 

Zurückstellung; dabei können auch 
a) Eltern, die ihre Kinder an einer Schule in freier Trägerschaft angemeldet 

haben, verpflichtet werden, dies unter Angabe der Schule in einer 
bestimmten Form und innerhalb einer Frist der Grundschule in öffentlicher 
Trägerschaft des Schulbezirks zu statistischen Zwecken mitzuteilen; 

b) Schulen in freier Trägerschaft verpflichtet werden, Entscheidungen zur 
Aufnahme von Schülern in einer bestimmten Form und innerhalb einer 
Frist der Schulaufsichtsbehörde zu statistischen Zwecken mitzuteilen; 

2. das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs 
und Bestimmungen zur inklusiven Unterrichtung; 
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2. das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs 
und Bestimmungen zur inklusiven Unterrichtung; 

3. die vorzeitige Beendigung der Berufsschulpflicht; 
4. das Verfahren über die Aufnahme in eine weiterführende Schule 

einschließlich des Wechsels des Bildungsganges; dabei kann die 
Aufnahme 

a) von der Aufgabenstellung der Schule entsprechenden Anforderungen 
und einer Prüfung abhängig gemacht werden; 

b) im notwendigen Umfang beschränkt werden, wenn mehr Bewerber als 
Ausbildungsplätze vorhanden sind; das Auswahlverfahren kann 
insbesondere nach Gesichtspunkten der Eignung, Leistung und 
Wartezeit sowie unter Berücksichtigung von Härtefällen und der 
individuellen Förderung der Schüler gestaltet werden; 

c) an Berufsfachschulen und Fachschulen beschränkt oder 
ausgeschlossen werden, wenn der Bewerber aus persönlichen 
Gründen für den angestrebten Beruf nicht geeignet erscheint; 

d) an Schulen in Trägerschaft des Freistaates Sachsen und an Schulen, 
die aufgrund der Schulordnungen der Förderung des Sports dienen, 
mit der Verpflichtung zum Wohnen in einem der Schule zugeordneten 
Heim verbunden werden; 

Eltern, die ihre Kinder an einer weiterführenden Schule in freier Trägerschaft 
angemeldet haben, können verpflichtet werden, dies unter Angabe der Schule 
in einer bestimmten Form und innerhalb einer Frist der Schulaufsichtsbehörde 
zu statistischen Zwecken mitzuteilen; Schulen in freier Trägerschaft können 
verpflichtet werden, Entscheidungen zur Aufnahme und Ablehnung von 
Schülern in einer bestimmten Form und innerhalb einer Frist der 
Schulaufsichtsbehörde zu statistischen Zwecken mitzuteilen; 
5. das Verfahren für Schulwechsel und Beendigung des Schulverhältnisses; 

 
 
 
 

6. besondere Bildungswege an ausgewählten Schulen für Schüler, die 
a) besondere Begabungen haben; der Verbleib auf diesen 

Bildungswegen kann von der Aufgabenstellung des jeweiligen 
Bildungsweges entsprechenden Anforderungen oder einer Prüfung 
abhängig gemacht werden, oder 

b) zum Erwerb des Hauptschulabschlusses oder eines dem 
Hauptschulabschluss gleichgestellten Abschlusses an einer 
Oberschule, Gemeinschaftsschule oder Förderschule einer 
zusätzlichen Förderung bedürfen; die zusätzliche Förderung kann 
auch dadurch stattfinden, dass die Schüler in begrenztem Umfang am 
Unterricht der Berufsschule teilnehmen; 

7. der Umfang der Pflicht zur Teilnahme am Unterricht und an den sonstigen 
schulischen Veranstaltungen einschließlich der Befreiung von der 
Teilnahme, Beurlaubung und Schulversäumnisse; 

8. das Aufsteigen in der Schule, insbesondere Versetzung, Wiederholung 
und Überspringen einer Klassenstufe; dabei ist das Verfahren zu regeln; 
die für die Entscheidung maßgeblichen Fächer und Schülerleistungen 
sowie die hierfür geltenden Bewertungsmaßstäbe sind festzulegen; 

3. die vorzeitige Beendigung der Berufsschulpflicht; 
4. das Verfahren über die Aufnahme in eine weiterführende Schule 

einschließlich des Wechsels des Bildungsganges; dabei kann die 
Aufnahme 

a) von der Aufgabenstellung der Schule entsprechenden Anforderungen 
und einer Prüfung abhängig gemacht werden; 

b) im notwendigen Umfang beschränkt werden, wenn mehr Bewerber als 
Ausbildungsplätze vorhanden sind; das Auswahlverfahren kann 
insbesondere nach Gesichtspunkten der Eignung, Leistung und 
Wartezeit sowie unter Berücksichtigung von Härtefällen und der 
individuellen Förderung der Schüler gestaltet werden; 

c) an Berufsfachschulen und Fachschulen beschränkt oder 
ausgeschlossen werden, wenn der Bewerber aus persönlichen 
Gründen für den angestrebten Beruf nicht geeignet erscheint; 

d) an Schulen in Trägerschaft des Freistaates Sachsen und an Schulen, 
die aufgrund der Schulordnungen der Förderung des Sports dienen, 
mit der Verpflichtung zum Wohnen in einem der Schule zugeordneten 
Heim verbunden werden; 

Eltern, die ihre Kinder an einer weiterführenden Schule in freier Trägerschaft 
angemeldet haben, können verpflichtet werden, dies unter Angabe der Schule 
in einer bestimmten Form und innerhalb einer Frist der Schulaufsichtsbehörde 
zu statistischen Zwecken mitzuteilen; Schulen in freier Trägerschaft können 
verpflichtet werden, Entscheidungen zur Aufnahme und Ablehnung von 
Schülern in einer bestimmten Form und innerhalb einer Frist der 
Schulaufsichtsbehörde zu statistischen Zwecken mitzuteilen; 
5. das Verfahren für Schulwechsel und Beendigung des Schulverhältnisses;  
5a. Anforderungen an abschlussbezogenes Lernen an weiterführenden 

Schulen auf der Grundlage der Lehrpläne des jeweiligen Bildungsganges 
und Voraussetzungen für eine Teilnahme daran; 

6. besondere Bildungswege an ausgewählten Schulen für Schüler, die 
a) besondere Begabungen haben; der Verbleib auf diesen 

Bildungswegen kann von der Aufgabenstellung des jeweiligen 
Bildungsweges entsprechenden Anforderungen oder einer Prüfung 
abhängig gemacht werden, oder 

b) zum Erwerb des Hauptschulabschlusses oder eines dem 
Hauptschulabschluss gleichgestellten Abschlusses an einer 
Oberschule, Gemeinschaftsschule oder Förderschule einer 
zusätzlichen Förderung bedürfen; die zusätzliche Förderung kann 
auch dadurch stattfinden, dass die Schüler in begrenztem Umfang am 
Unterricht der Berufsschule teilnehmen; 

7. der Umfang der Pflicht zur Teilnahme am Unterricht und an den sonstigen 
schulischen Veranstaltungen einschließlich der Befreiung von der 
Teilnahme, Beurlaubung und Schulversäumnisse;  

8. das Aufsteigen in der Schule, insbesondere Versetzung, Wiederholung 
und Überspringen einer Klassenstufe; dabei ist das Verfahren zu regeln; 
die für die Entscheidung maßgeblichen Fächer und Schülerleistungen 
sowie die hierfür geltenden Bewertungsmaßstäbe sind festzulegen; 

9. das Ausscheiden aus der Schule infolge Nichtversetzung; dabei kann 
bestimmt werden, dass ein Schüler aus der Schule und der Schulart 
ausscheidet, wenn er nach der Wiederholung einer Klassen- oder 
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9. das Ausscheiden aus der Schule infolge Nichtversetzung; dabei kann 
bestimmt werden, dass ein Schüler aus der Schule und der Schulart 
ausscheidet, wenn er nach der Wiederholung einer Klassen- oder 
Jahrgangsstufe aus dieser oder aus der nachfolgenden Klassen- oder 
Jahrgangsstufe wiederum nicht versetzt wird; für das Gymnasium kann 
bestimmt werden, dass insgesamt nur zwei Wiederholungen wegen 
Nichtversetzung zulässig sind; 

10. die während des Schulbesuchs und, soweit keine besonderen Prüfungen 
stattfinden, bei dessen Abschluss zu erteilenden Zeugnisse einschließlich 
der zu bewertenden Fächer, der Bewertungsmaßstäbe und der mit einem 
erfolgreichen Abschluss verbundenen Berechtigungen; es kann 
vorgesehen werden, dass eine Bewertung auch in Form einer verbalen 
Einschätzung erfolgt; 

11. die Anerkennung außerhalb des Freistaates Sachsen erworbener 
schulischer Abschlüsse und Berechtigungen. 

(3) In den Prüfungsordnungen für Schüler und Schulfremde können insbesondere 
geregelt werden: 
1. der Zweck der Prüfung und die Prüfungsgebiete; 
2. das Prüfungsverfahren einschließlich der Zusammensetzung des 

Prüfungsausschusses und die Zulassungsvoraussetzungen, die 
Bewertungsmaßstäbe sowie die Voraussetzungen für das Bestehen der 
Prüfung; 

3. Maßnahmen zum Nachteilsausgleich bei einer Behinderung oder einer im 
Zeitpunkt der Prüfung vorhandenen körperlichen Beeinträchtigung; 

4. die Erteilung von Prüfungszeugnissen und die damit verbundenen 
Berechtigungen; 

5. die Folgen des Nichtbestehens der Prüfung; dabei kann bestimmt werden, 
dass eine nicht bestandene Prüfung nur einmal wiederholt werden kann. 

(4) In den Schul- und Prüfungsordnungen kann für die Berufsschule, die 
Berufsfachschule und die Fachschule bestimmt werden, dass in einzelnen oder 
allen Bildungsgängen der Erwerb des Hauptschulabschlusses, des mittleren 
Schulabschlusses oder der Fachhochschulreife möglich ist. Für das 
Abendgymnasium und das Kolleg kann bestimmt werden, dass der Erwerb des 
mittleren Schulabschlusses möglich ist. Für Schüler, die besondere 
Bildungswege gemäß Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe b nutzen, kann bestimmt 
werden, dass der Erwerb eines dem Hauptschulabschluss gleichgestellten 
Abschlusses möglich ist. 

(5) Die Schul- und Prüfungsordnungen für die landwirtschaftlichen Fachschulen 
erlässt das Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft im Einvernehmen 
mit der obersten Schulaufsichtsbehörde. 

(6) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, für die Berufe Erzieher, 
Heilerziehungspfleger und Heilpädagoge durch Rechtsverordnung Näheres zu 
bestimmen zu 
1. den Voraussetzungen und dem Verfahren der Anerkennung von im 

Ausland erworbenen Befähigungsnachweisen zum Zwecke der 
Niederlassung oder den Voraussetzungen und dem Verfahren zum 
Zwecke der gelegentlichen und vorübergehenden 
Dienstleistungserbringung von Personen aus den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, einem Vertragsstaat des Abkommens über den 

Jahrgangsstufe aus dieser oder aus der nachfolgenden Klassen- oder 
Jahrgangsstufe wiederum nicht versetzt wird; für das Gymnasium kann 
bestimmt werden, dass insgesamt nur zwei Wiederholungen wegen 
Nichtversetzung zulässig sind; 

10. die während des Schulbesuchs und, soweit keine besonderen Prüfungen 
stattfinden, bei dessen Abschluss zu erteilenden Zeugnisse einschließlich 
der zu bewertenden Fächer, der Bewertungsmaßstäbe und der mit einem 
erfolgreichen Abschluss verbundenen Berechtigungen; es kann 
vorgesehen werden, dass eine Bewertung auch in Form einer verbalen 
Einschätzung erfolgt; 

11. die Anerkennung außerhalb des Freistaates Sachsen erworbener 
schulischer Abschlüsse und Berechtigungen. 

(3) In den Prüfungsordnungen für Schüler und Schulfremde können insbesondere 
geregelt werden: 
1. der Zweck der Prüfung und die Prüfungsgebiete; 
2. das Prüfungsverfahren einschließlich der Zusammensetzung des 

Prüfungsausschusses und die Zulassungsvoraussetzungen, die 
Bewertungsmaßstäbe sowie die Voraussetzungen für das Bestehen der 
Prüfung; 

3. Maßnahmen zum Nachteilsausgleich bei einer Behinderung oder einer im 
Zeitpunkt der Prüfung vorhandenen körperlichen Beeinträchtigung; 

4. die Erteilung von Prüfungszeugnissen und die damit verbundenen 
Berechtigungen; 

5. die Folgen des Nichtbestehens der Prüfung; dabei kann bestimmt werden, 
dass eine nicht bestandene Prüfung nur einmal wiederholt werden kann. 

(4) In den Schul- und Prüfungsordnungen kann für die Berufsschule, die 
Berufsfachschule und die Fachschule bestimmt werden, dass in einzelnen oder 
allen Bildungsgängen der Erwerb des Hauptschulabschlusses, des mittleren 
Schulabschlusses oder der Fachhochschulreife möglich ist. Für das 
Abendgymnasium und das Kolleg kann bestimmt werden, dass der Erwerb des 
mittleren Schulabschlusses möglich ist. Für Schüler, die besondere 
Bildungswege gemäß Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe b nutzen, kann bestimmt 
werden, dass der Erwerb eines dem Hauptschulabschluss gleichgestellten 
Abschlusses möglich ist. 

(5) Die Schul- und Prüfungsordnungen für die landwirtschaftlichen Fachschulen 
erlässt das Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft im Einvernehmen 
mit der obersten Schulaufsichtsbehörde. 

(6) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, für die Berufe Erzieher, 
Heilerziehungspfleger und Heilpädagoge durch Rechtsverordnung Näheres zu 
bestimmen zu 
1. den Voraussetzungen und dem Verfahren der Anerkennung von im 

Ausland erworbenen Befähigungsnachweisen zum Zwecke der 
Niederlassung oder den Voraussetzungen und dem Verfahren zum 
Zwecke der gelegentlichen und vorübergehenden 
Dienstleistungserbringung von Personen aus den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, einem Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen 
gleichgestellten Staat, 

2. den Voraussetzungen für den partiellen Zugang zur Berufstätigkeit gemäß 
Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 4f Absatz 1 bis 6 der Richtlinie 2005/36/EG 
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Europäischen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen 
gleichgestellten Staat, 

2. den Voraussetzungen für den partiellen Zugang zur Berufstätigkeit gemäß 
Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 4f Absatz 1 bis 6 der Richtlinie 2005/36/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 
30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 4.4.2008, S. 28, 
L 33 vom 3.2.2009, S. 49, L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt 
durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) 
geändert worden ist, 

3. den Inhalten und den verfahrensrechtlichen Vorgaben für die 
Durchführung einer Eignungsprüfung oder eines Anpassungslehrganges 
gemäß § 11 des Sächsischen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
vom 17. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 874), das durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SächsGVBl. S. 86) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, und 

4. den verfahrensrechtlichen Voraussetzungen für die Zusammenarbeit 
zuständiger Stellen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder einem durch Abkommen gleichgestellten Staat zu berufsrechtlichen 
Sachverhalten. 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 
30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18, L 93 vom 4.4.2008, S. 28, 
L 33 vom 3.2.2009, S. 49, L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die zuletzt 
durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) 
geändert worden ist, 

3. den Inhalten und den verfahrensrechtlichen Vorgaben für die 
Durchführung einer Eignungsprüfung oder eines Anpassungslehrganges 
gemäß § 11 des Sächsischen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
vom 17. Dezember 2013 (SächsGVBl. S. 874), das durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SächsGVBl. S. 86) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung, und 

4. den verfahrensrechtlichen Voraussetzungen für die Zusammenarbeit 
zuständiger Stellen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder einem durch Abkommen gleichgestellten Staat zu berufsrechtlichen 
Sachverhalten. 

§ 63 Landesbildungsrat 
(1) Bei der obersten Schulaufsichtsbehörde wird ein Landesbildungsrat gebildet. 
(2) Der Landesbildungsrat berät die oberste Schulaufsichtsbehörde bei 

Angelegenheiten von grundlegender Bedeutung für die Gestaltung des 
Bildungswesens. Der Landesbildungsrat ist vor Erlass von 
Rechtsverordnungen der obersten Schulaufsichtsbehörde und zu 
Gesetzentwürfen der Staatsregierung, welche die Schule betreffen, anzuhören. 

(3) Dem Landesbildungsrat gehören an: 
1. je ein Vertreter der Lehrer aus dem Bereich der Grundschulen, 

Oberschulen, Gymnasien, Gemeinschaftsschulen, Berufsschulen, 
berufsbildenden Vollzeitschulen und Förderschulen; 

2. je ein Vertreter der Eltern aus dem Bereich der Grundschulen, 
Oberschulen, Gymnasien, Gemeinschaftsschulen, Berufsschulen, 
berufsbildenden Vollzeitschulen und Förderschulen; 

3. je ein Vertreter der Schüler aus dem Bereich der Oberschulen, 
Gymnasien, Gemeinschaftsschulen, Berufsschulen, berufsbildenden 
Vollzeitschulen und Förderschulen; 

4. je ein Vertreter der Hochschullehrer aus dem Bereich der Universitäten 
und Fachhochschulen; 

5. je ein Vertreter der Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern 
sowie ein weiterer Vertreter der übrigen für die Berufsausbildung 
zuständigen Stellen; 

6. je ein Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes, des Deutschen 
Beamtenbundes und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft; 

7. je ein Vertreter der evangelischen Landeskirchen, der katholischen Kirche, 
des Landesverbandes Sachsen der jüdischen Gemeinden und ein 
Vertreter der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen im Freistaat 
Sachsen; 

§ 63 Landesbildungsrat 
(1) Bei der obersten Schulaufsichtsbehörde wird ein Landesbildungsrat gebildet. 
(2) Der Landesbildungsrat berät die oberste Schulaufsichtsbehörde bei 

Angelegenheiten von grundlegender Bedeutung für die Gestaltung des 
Bildungswesens. Der Landesbildungsrat ist vor Erlass von 
Rechtsverordnungen der obersten Schulaufsichtsbehörde und zu 
Gesetzentwürfen der Staatsregierung, welche die Schule betreffen, anzuhören. 

(3) Dem Landesbildungsrat gehören an: 
1. je ein Vertreter der Lehrer aus dem Bereich der Grundschulen, 

Oberschulen einschließlich Oberschulen+, Gymnasien, 
Gemeinschaftsschulen, Berufsschulen, berufsbildenden Vollzeitschulen 
und Förderschulen; 

2. je ein Vertreter der Eltern aus dem Bereich der Grundschulen, 
Oberschulen einschließlich Oberschulen+, Gymnasien, 
Gemeinschaftsschulen, Berufsschulen, berufsbildenden Vollzeitschulen 
und Förderschulen; 

3. je ein Vertreter der Schüler aus dem Bereich der Oberschulen 
einschließlich Oberschulen+, Gymnasien, Gemeinschaftsschulen, 
Berufsschulen, berufsbildenden Vollzeitschulen und Förderschulen; 

4. je ein Vertreter der Hochschullehrer aus dem Bereich der Universitäten 
und Fachhochschulen; 

5. je ein Vertreter der Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern 
sowie ein weiterer Vertreter der übrigen für die Berufsausbildung 
zuständigen Stellen; 

6. je ein Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes, des Deutschen 
Beamtenbundes und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft; 

7. je ein Vertreter der evangelischen Landeskirchen, der katholischen Kirche, 
des Landesverbandes Sachsen der jüdischen Gemeinden und ein 
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8. ein Vertreter der Liga der Verbände der freien Wohlfahrtspflege in 
Sachsen; 

9. je ein Vertreter der kommunalen Landesverbände; 
10. ein Vertreter der Sorben im Freistaat Sachsen; 
11. ein Vertreter der Schulen in freier Trägerschaft; 
12. ein Vertreter der Kindertageseinrichtungen in freier Trägerschaft; 
13. ein Vertreter des Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz. 

(4) Die Mitglieder werden von der obersten Schulaufsichtsbehörde auf Vorschlag 
der entsprechenden Einrichtungen und Organisationen berufen. 

(5) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, das Nähere zu 
Mitgliedschaft, Zuständigkeit und Geschäftsordnung durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 

Vertreter der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen im Freistaat 
Sachsen; 

8. ein Vertreter der Liga der Verbände der freien Wohlfahrtspflege in 
Sachsen; 

9. je ein Vertreter der kommunalen Landesverbände; 
10. ein Vertreter der Sorben im Freistaat Sachsen; 
11. ein Vertreter der Schulen in freier Trägerschaft; 
12. ein Vertreter der Kindertageseinrichtungen in freier Trägerschaft; 
13. ein Vertreter des Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz. 

(4) Die Mitglieder werden von der obersten Schulaufsichtsbehörde auf Vorschlag 
der entsprechenden Einrichtungen und Organisationen berufen. 

(5) Die oberste Schulaufsichtsbehörde wird ermächtigt, das Nähere zu 
Mitgliedschaft, Zuständigkeit und Geschäftsordnung durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 

§ 64 Übergangsvorschrift 
(1) Die Sächsische Bildungsagentur und das Sächsische Bildungsinstitut nehmen 

ihre bis zum 31. Juli 2017 bestehenden Zuständigkeiten bis zum 31. Dezember 
2017 weiterhin wahr. Alle am 1. Januar 2018 noch nicht abgeschlossenen 
Verwaltungs-, Widerspruchs-, Gerichts- und sonstigen Verfahren der 
Sächsischen Bildungsagentur oder des Sächsischen Bildungsinstituts werden 
durch das Landesamt für Schule und Bildung weitergeführt. Zuständigkeiten, 
die der Sächsischen Bildungsagentur oder dem Sächsischen Bildungsinstitut 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung bisher übertragen sind, gehen am 1. 
Januar 2018 auf das Landesamt für Schule und Bildung über. 

(2) Regelungen für die Mittelschule gemäß § 6 in der bis zum 31. Juli 2017 
geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungsvorschriften gelten für die 
Oberschule fort, sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. Zustimmungen 
gemäß § 24 Absatz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft und Anerkennungen gemäß § 8 des 
Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft, die für die 
Mittelschule erteilt sind, gelten als für die Oberschule erteilt und fortbestehend. 
Verwaltungsakte und Vereinbarungen einer Mittelschule gelten für die 
entsprechende Oberschule fort. Verwaltungs- und sonstige Verfahren einer 
Mittelschule werden durch die entsprechende Oberschule weitergeführt. 

(3) Regelungen für einen Förderschultyp gemäß § 13 Absatz 1 Satz 2 in der bis 
zum 31. Juli 2018 geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
gelten für den in § 13 Absatz 2 Satz 1 und 2 jeweils an seine Stelle getretenen 
Förderschultyp fort, sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. Zustimmungen 
gemäß § 24 Absatz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft und Anerkennungen gemäß § 8 des 
Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft, die für einen 
Förderschultyp gemäß § 13 Absatz 1 Satz 2 in der bis zum 31. Juli 2018 
geltenden Fassung erteilt sind, gelten als für den in § 13 Absatz 2 Satz 1 und 2 
jeweils an seine Stelle getretenen Förderschultyp erteilt und fortbestehend. 
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(4) Regelungen für die Abendmittelschule gemäß § 14 Absatz 1 in der bis zum 31. 
Juli 2017 geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungsvorschriften gelten für 
die Abendoberschule fort, sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. 
Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des 
Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft und Anerkennungen 

§ 64 Übergangsvorschrift 
(1) Die Sächsische Bildungsagentur und das Sächsische Bildungsinstitut nehmen 

ihre bis zum 31. Juli 2017 bestehenden Zuständigkeiten bis zum 31. Dezember 
2017 weiterhin wahr. Alle am 1. Januar 2018 noch nicht abgeschlossenen 
Verwaltungs-, Widerspruchs-, Gerichts- und sonstigen Verfahren der 
Sächsischen Bildungsagentur oder des Sächsischen Bildungsinstituts werden 
durch das Landesamt für Schule und Bildung weitergeführt. Zuständigkeiten, 
die der Sächsischen Bildungsagentur oder dem Sächsischen Bildungsinstitut 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung bisher übertragen sind, gehen am 1. 
Januar 2018 auf das Landesamt für Schule und Bildung über. 

(2) Regelungen für die Mittelschule gemäß § 6 in der bis zum 31. Juli 2017 
geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungsvorschriften gelten für die 
Oberschule fort, sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. Zustimmungen 
gemäß § 24 Absatz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft und Anerkennungen gemäß § 8 des 
Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft, die für die 
Mittelschule erteilt sind, gelten als für die Oberschule erteilt und fortbestehend. 
Verwaltungsakte und Vereinbarungen einer Mittelschule gelten für die 
entsprechende Oberschule fort. Verwaltungs- und sonstige Verfahren einer 
Mittelschule werden durch die entsprechende Oberschule weitergeführt. 

(3) Regelungen für einen Förderschultyp gemäß § 13 Absatz 1 Satz 2 in der bis 
zum 31. Juli 2018 geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
gelten für den in § 13 Absatz 2 Satz 1 und 2 jeweils an seine Stelle getretenen 
Förderschultyp fort, sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. Zustimmungen 
gemäß § 24 Absatz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des Sächsischen Gesetzes 
über Schulen in freier Trägerschaft und Anerkennungen gemäß § 8 des 
Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft, die für einen 
Förderschultyp gemäß § 13 Absatz 1 Satz 2 in der bis zum 31. Juli 2018 
geltenden Fassung erteilt sind, gelten als für den in § 13 Absatz 2 Satz 1 und 2 
jeweils an seine Stelle getretenen Förderschultyp erteilt und fortbestehend. 
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(4) Regelungen für die Abendmittelschule gemäß § 14 Absatz 1 in der bis zum 31. 
Juli 2017 geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungsvorschriften gelten für 
die Abendoberschule fort, sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. 
Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des 
Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft und Anerkennungen 
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gemäß § 8 des Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft, die 
für die Abendmittelschule erteilt sind, gelten als für die Abendoberschule erteilt 
und fortbestehend. Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(5) Regelungen für berufsbildende Förderschulen gemäß § 13a in der bis zum 31. 
Juli 2018 geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungsvorschriften gelten für 
berufsbildende Schulen gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 fort, soweit besondere 
Klassen für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf gebildet werden 
und sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt 
entsprechend. 

(6) Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des 
Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft und Anerkennungen 
gemäß § 8 des Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft, die 
für eine berufsbildende Förderschule gemäß § 13a in der bis zum 31. Juli 2018 
geltenden Fassung erteilt worden sind, gelten als für die entsprechende 
berufsbildende Schule gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 erteilt und 
fortbestehend. Berufsbildende Förderschulen in freier Trägerschaft können 
fortgeführt werden. Die Regelungen des Sächsischen Gesetzes über Schulen 
in freier Trägerschaft bleiben unberührt. 

(7) Das Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung in 
Gesetzen die Bezeichnungen „Sächsische Bildungsagentur“ und „Sächsisches 
Bildungsinstitut“ durch die Bezeichnung „Landesamt für Schule und Bildung“ zu 
ersetzen sowie dadurch veranlasste Anpassungen des Wortlauts der 
Vorschriften vorzunehmen. 

(8) § 4c Absatz 3 Satz 4 und 5 gilt bis 31. Juli 2023 nur für ausgewählte 
Grundschulen oder Gemeinschaftsschulen, die sich im Rahmen einer 
Pilotphase aufgrund eines von der Schulkonferenz beschlossenen Konzeptes 
mit Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde bereit erklärt haben, auch Schüler 
mit möglichem sonderpädagogischen Förderbedarf in den 
Förderschwerpunkten Lernen sowie emotionale und soziale Entwicklung zu 
unterrichten und die Entwicklung des Schülers in der Klassenstufe 1 in das 
Feststellungsverfahren für diese Förderschwerpunkte einzubeziehen. 

(9) Weist der Schulnetzplanungsträger einen Kooperationsverbund nicht gemäß § 
4c Absatz 9 Satz 1 oder 2 bis zum 31. Juli 2021 aus, legt die oberste 
Schulaufsichtsbehörde einen Kooperationsverbund fest. Vor der Festlegung 
sind der Träger der Schulnetzplanung und die Schulträger der mitwirkenden 
Schulen anzuhören. 

(10) Die oberste Schulaufsichtsbehörde berichtet dem Landtag bis zum 30. 
September 2021 über die Umsetzung der Inklusion. Dies betrifft insbesondere 
1. die im Anwendungszeitraum von Absatz 8 gewonnenen Erfahrungen 

sowie die vorbereitenden und unterstützenden Maßnahmen im Hinblick 
auf § 4c Absatz 3 Satz 4 und 5 sowie 

2. den Stand des Aufbaus der Kooperationsverbünde nach § 4c Absatz 7. 
Auf der Grundlage dieses Berichts entscheidet der Landtag bis zum 30. Juni 
2022, ob der Anwendungszeitraum von Absatz 8 verlängert wird. 

(11) Für die Schüler an Gemeinschaftsschulen, die im Jahr der Schulartänderung 
gemäß § 7a Absatz 4 Nummer 2 in den Klassenstufen 9 und 10 lernen, ist der 
Besuch der Sekundarstufe II nur mit dem Erwerb des Realschulabschlusses in 
Klassenstufe 10 möglich. 

(12) Bis zur Erfassung von Gemeinschaftsschulen in genehmigten 
Teilschulnetzplänen findet § 23a Absatz 9 keine Anwendung. 

gemäß § 8 des Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft, die 
für die Abendmittelschule erteilt sind, gelten als für die Abendoberschule erteilt 
und fortbestehend. Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(5) Regelungen für berufsbildende Förderschulen gemäß § 13a in der bis zum 31. 
Juli 2018 geltenden Fassung in Rechts- und Verwaltungsvorschriften gelten für 
berufsbildende Schulen gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 fort, soweit besondere 
Klassen für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf gebildet werden 
und sofern nichts Abweichendes bestimmt wird. Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt 
entsprechend. 

(6) Zustimmungen gemäß § 24 Absatz 1, Genehmigungen gemäß § 4 des 
Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft und Anerkennungen 
gemäß § 8 des Sächsischen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft, die 
für eine berufsbildende Förderschule gemäß § 13a in der bis zum 31. Juli 2018 
geltenden Fassung erteilt worden sind, gelten als für die entsprechende 
berufsbildende Schule gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 2 erteilt und 
fortbestehend. Berufsbildende Förderschulen in freier Trägerschaft können 
fortgeführt werden. Die Regelungen des Sächsischen Gesetzes über Schulen 
in freier Trägerschaft bleiben unberührt. 

(7) Das Staatsministerium für Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung in 
Gesetzen die Bezeichnungen „Sächsische Bildungsagentur“ und „Sächsisches 
Bildungsinstitut“ durch die Bezeichnung „Landesamt für Schule und Bildung“ zu 
ersetzen sowie dadurch veranlasste Anpassungen des Wortlauts der 
Vorschriften vorzunehmen. 

(8) § 4c Absatz 3 Satz 4 und 5 gilt bis 31. Juli 2023 nur für ausgewählte Schulen 
mit Primarstufe, die sich im Rahmen einer Pilotphase aufgrund eines von der 
Schulkonferenz beschlossenen Konzeptes mit Zustimmung der 
Schulaufsichtsbehörde bereit erklärt haben, auch Schüler mit möglichem 
sonderpädagogischen Förderbedarf in den Förderschwerpunkten Lernen sowie 
emotionale und soziale Entwicklung zu unterrichten und die Entwicklung des 
Schülers in der Klassenstufe 1 in das Feststellungsverfahren für diese 
Förderschwerpunkte einzubeziehen. 

(9) Weist der Schulnetzplanungsträger einen Kooperationsverbund nicht gemäß § 
4c Absatz 9 Satz 1 oder 2 bis zum 31. Juli 2021 aus, legt die oberste 
Schulaufsichtsbehörde einen Kooperationsverbund fest. Vor der Festlegung 
sind der Träger der Schulnetzplanung und die Schulträger der mitwirkenden 
Schulen anzuhören. 

(10) Die oberste Schulaufsichtsbehörde berichtet dem Landtag bis zum 30. 
September 2021 über die Umsetzung der Inklusion. Dies betrifft insbesondere 
1. die im Anwendungszeitraum von Absatz 8 gewonnenen Erfahrungen 

sowie die vorbereitenden und unterstützenden Maßnahmen im Hinblick auf 
§ 4c Absatz 3 Satz 4 und 5 sowie 

2. den Stand des Aufbaus der Kooperationsverbünde nach § 4c Absatz 7. 
Auf der Grundlage dieses Berichts entscheidet der Landtag bis zum 30. Juni 
2022, ob der Anwendungszeitraum von Absatz 8 verlängert wird. 
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(11) Bis zur Erfassung von Gemeinschaftsschulen oder Oberschulen+ in 
genehmigten Teilschulnetzplänen findet § 23a Absatz 9 im Ausnahmefall keine 
Anwendung. 

 

Sächsisches Gesetz über Schulen in freier Trägerschaft (SächsFrTrSchulG) 
§ 4 Genehmigung 
(1) Ersatzschulen dürfen nur mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde 

errichtet und betrieben werden. Aus ihren Bezeichnungen muss hervorgehen, 
zu welchen Abschlüssen sie führen. 

(2) Die Genehmigung ist vor der Errichtung einzuholen. Der Errichtung einer 
Schule stehen gleich: 
1. die Erweiterung um eine Schulart gemäß § 4 Absatz 1 des Schulgesetzes 

für den Freistaat Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
Juli 2004 (SächsGVBl. S. 298), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom […] (SächsGVBl. S. …) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, 

2. die Erweiterung um einen Förderschultyp gemäß § 13 Absatz 2 Satz 1 und 
2 des Sächsischen Schulgesetzes, 

3. die Erweiterung um einen beruflichen Bildungsgang, der 
a) andere Zugangsvoraussetzungen hat, 
b) über eine andere Ausbildungs- und Prüfungsordnung verfügt, 
c) auf einen anderen Abschluss vorbereitet oder 
d) einen anderen Abschluss vermittelt oder 

4. die Erweiterung um einen Standort, wenn sich das Einzugsgebiet der 
Schule dadurch verändert, 

5. die Änderung der Schulart zur Gemeinschaftsschule gemäß § 4 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e i.V.m. § 7a Absatz 4 Nummer 2 des 
Schulgesetzes für den Freistaat Sachsen. 

(3) Mit der Genehmigung erhält die Schule das Recht, Kinder und Jugendliche zur 
Erfüllung ihrer Schulpflicht aufzunehmen. Die für die Schulpflicht geltenden 
Bestimmungen sind zu beachten. 

§ 4 Genehmigung 
(1) Ersatzschulen dürfen nur mit Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde 

errichtet und betrieben werden. Aus ihren Bezeichnungen muss hervorgehen, 
zu welchen Abschlüssen sie führen. 

(2) Die Genehmigung ist vor der Errichtung einzuholen. Der Errichtung einer 
Schule stehen gleich: 
1. die Erweiterung um eine Schulart gemäß § 4 Absatz 1 des Schulgesetzes 

für den Freistaat Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
Juli 2004 (SächsGVBl. S. 298), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom […] (SächsGVBl. S. …) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, 

2. die Erweiterung um einen Förderschultyp gemäß § 13 Absatz 2 Satz 1 und 
2 des Sächsischen Schulgesetzes, 

3. die Erweiterung um einen beruflichen Bildungsgang, der 
a) andere Zugangsvoraussetzungen hat, 
b) über eine andere Ausbildungs- und Prüfungsordnung verfügt, 
c) auf einen anderen Abschluss vorbereitet oder 
d) einen anderen Abschluss vermittelt oder 

4. die Erweiterung um einen Standort, wenn sich das Einzugsgebiet der 
Schule dadurch verändert, 

5. die Änderung der Schulart zur Gemeinschaftsschule gemäß § 4 Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe e in Verbindung mit § 7a Absatz 4 Nummer 2 des 
Schulgesetzes für den Freistaat Sachsen. 

(3) Mit der Genehmigung erhält die Schule das Recht, Kinder und Jugendliche zur 
Erfüllung ihrer Schulpflicht aufzunehmen. Die für die Schulpflicht geltenden 
Bestimmungen sind zu beachten. 

§ 13 Voraussetzungen 
(3) Der volle Zuschuss wird erstmals nach Ablauf einer dreijährigen Wartefrist 

gewährt. Für die Zeit der Wartefrist wird ein Zuschuss in Höhe von 80 Prozent 
des vollen Zuschusses gewährt. Jede Genehmigung gemäß § 4 Absatz 2 Satz 
2 Nummer 1 bis 4 begründet eine eigene Wartefrist. Lagen bis zum Ablauf der 
Wartefrist die Genehmigungsvoraussetzungen nicht durchgängig vor oder 
wurde der Schulbetrieb unterbrochen, verlängert sich die Wartefrist um den 
entsprechenden Zeitraum. Die Wartefrist verlängert sich auch um den Zeitraum 
einer Bezuschussung oder Unterstützung gemäß Absatz 2. Die 
Schulaufsichtsbehörde kann im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel von der Wartefrist absehen, wenn aufgrund der Aufnahme des 
Schulbetriebs eine entsprechende Schule in öffentlicher Trägerschaft nicht 
eingerichtet wird. 

§ 13 Voraussetzungen 
(3) Der volle Zuschuss wird erstmals nach Ablauf einer dreijährigen Wartefrist 

gewährt. Für die Zeit der Wartefrist wird ein Zuschuss in Höhe von 80 Prozent 
des vollen Zuschusses gewährt. Jede Genehmigung gemäß § 4 Absatz 2 Satz 
2 Nummer 1 bis 4 begründet eine eigene Wartefrist. Lagen bis zum Ablauf der 
Wartefrist die Genehmigungsvoraussetzungen nicht durchgängig vor oder 
wurde der Schulbetrieb unterbrochen, verlängert sich die Wartefrist um den 
entsprechenden Zeitraum. Die Wartefrist verlängert sich auch um den Zeitraum 
einer Bezuschussung oder Unterstützung gemäß Absatz 2. Die 
Schulaufsichtsbehörde kann im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel von der Wartefrist absehen, wenn aufgrund der Aufnahme des 
Schulbetriebs eine entsprechende Schule in öffentlicher Trägerschaft nicht 
eingerichtet wird. 

§ 14 Umfang 
(3) … Der bedarfserhöhende Faktor beträgt 

1. für Grundschulen: 1,1385; 
2. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Sehen: 

1,1242; 

§ 14 Umfang 
(4) … Der bedarfserhöhende Faktor beträgt 

1. für Grundschulen: 1,1385; 
2. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Sehen: 

1,1242; 
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3. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Hören: 
1,1157; 

4. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt geistige 
Entwicklung: 1,1030; 

5. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt 
körperliche und motorische Entwicklung: 1,0843; 

6. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen: 
1,1027; 

7. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Sprache: 
1,0918; 

8. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt 
emotionale und soziale Entwicklung: 1,1111; 

9. für Klinik- und Krankenhausschulen: 1,1682; 
10. für Oberschulen und Abendoberschulen: 1,1277; 
11. für Gymnasien, Abendgymnasien und Kollegs: 1,1759; 
11a. für Gemeinschaftsschulen: 1,1499; 
12. für berufsbildende Schulen: 1,1245. 

… 
(5) Die Sachausgaben gemäß Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 betragen im Schuljahr 

2015/2016 je Schüler 
1. einer Grundschule: 1 349 Euro; 
2. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

Sehen: 3 324 Euro; 
3. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

Hören: 3 388 Euro; 
4. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung: 5 314 Euro; 
5. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

körperliche und motorische Entwicklung: 6 926 Euro; 
6. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

Lernen: 2 287 Euro; 
7. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

Sprache: 2 107 Euro; 
8. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

emotionale und soziale Entwicklung: 3 073 Euro; 
9. einer Klinik- und Krankenhausschule: 899 Euro; 
10. einer Oberschule: 1 442 Euro; 
11. eines Gymnasiums: 1 422 Euro; 
11a. einer Gemeinschaftsschule: 1 442 Euro; 
12. einer berufsbildenden Schule in Vollzeit, außer berufsbildender 

Förderschule: 1 303 Euro; für das Berufliche Gymnasium erhöht sich 
dieser Betrag auf 1 344 Euro, für die einjährige Fachoberschule auf 1 374 
Euro und für die zweijährige Fachoberschule auf 1 339 Euro; 

13. einer berufsbildenden Schule in Teilzeit, außer berufsbildender 
Förderschule: 569 Euro; 

14. einer berufsbildenden Förderschule in Vollzeit, außer berufsbildende 
Förderschulen für Blinde und Sehbehinderte sowie für Hörgeschädigte: 1 
856 Euro; 

3. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Hören: 
1,1157; 

4. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt geistige 
Entwicklung: 1,1030; 

5. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt 
körperliche und motorische Entwicklung: 1,0843; 

6. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen: 
1,1027; 

7. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Sprache: 
1,0918; 

8. für allgemeinbildende Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt 
emotionale und soziale Entwicklung: 1,1111; 

9. für Klinik- und Krankenhausschulen: 1,1682; 
10. für Oberschulen und Abendoberschulen: 1,1277; 
11. für Gymnasien, Abendgymnasien und Kollegs: 1,1759; 
11a. für Gemeinschaftsschulen: 1,1543; 
12. für berufsbildende Schulen: 1,1245. 

… 
(5) Die Sachausgaben gemäß Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 betragen im Schuljahr 

2015/2016 je Schüler 
1. einer Grundschule: 1 349 Euro; 
2. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

Sehen: 3 324 Euro; 
3. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

Hören: 3 388 Euro; 
4. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

geistige Entwicklung: 5 314 Euro; 
5. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

körperliche und motorische Entwicklung: 6 926 Euro; 
6. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

Lernen: 2 287 Euro; 
7. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

Sprache: 2 107 Euro; 
8. einer allgemeinbildenden Förderschule mit dem Förderschwerpunkt 

emotionale und soziale Entwicklung: 3 073 Euro; 
9. einer Klinik- und Krankenhausschule: 899 Euro; 
10. einer Oberschule: 1 442 Euro; 
11. eines Gymnasiums: 1 422 Euro; 
11a. einer Gemeinschaftsschule: 1 403 Euro; 
12. einer berufsbildenden Schule in Vollzeit, außer berufsbildender 

Förderschule: 1 303 Euro; für das Berufliche Gymnasium erhöht sich 
dieser Betrag auf 1 344 Euro, für die einjährige Fachoberschule auf 1 374 
Euro und für die zweijährige Fachoberschule auf 1 339 Euro; 

13. einer berufsbildenden Schule in Teilzeit, außer berufsbildender 
Förderschule: 569 Euro; 

14. einer berufsbildenden Förderschule in Vollzeit, außer berufsbildende 
Förderschulen für Blinde und Sehbehinderte sowie für Hörgeschädigte: 1 
856 Euro; 
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15. einer berufsbildenden Förderschule in Teilzeit, außer berufsbildende 
Förderschulen für Blinde und Sehbehinderte sowie für Hörgeschädigte: 
790 Euro; 

16. einer berufsbildenden Förderschule für Blinde und Sehbehinderte in 
Vollzeit: 3 324 Euro; in Teilzeit reduziert sich dieser Betrag auf 1 377 Euro; 

17. einer berufsbildenden Förderschule für Hörgeschädigte in Vollzeit: 3 388 
Euro; in Teilzeit reduziert sich dieser Betrag auf 1 403 Euro; 

18. einer Abendoberschule: 640 Euro; 
19. eines Abendgymnasiums: 915 Euro; 
20. eines Kollegs: 753 Euro. 
Die Beträge werden durch das Staatsministerium für Kultus schuljährlich 
jeweils ab 1. August anhand des durch das Statistische Landesamt des 
Freistaates Sachsen ermittelten Verbraucherpreisindexes zur Steigerung der 
Verbraucherpreise angepasst, wobei die Jahresteuerungsrate von Juni des 
vorangegangenen Jahres bis Juni des laufenden Jahres zugrunde gelegt wird. 
Es wird auf volle Eurobeträge gerundet. 

15. einer berufsbildenden Förderschule in Teilzeit, außer berufsbildende 
Förderschulen für Blinde und Sehbehinderte sowie für Hörgeschädigte: 
790 Euro; 

16. einer berufsbildenden Förderschule für Blinde und Sehbehinderte in 
Vollzeit: 3 324 Euro; in Teilzeit reduziert sich dieser Betrag auf 1 377 Euro; 

17. einer berufsbildenden Förderschule für Hörgeschädigte in Vollzeit: 3 388 
Euro; in Teilzeit reduziert sich dieser Betrag auf 1 403 Euro; 

18. einer Abendoberschule: 640 Euro; 
19. eines Abendgymnasiums: 915 Euro; 
20. eines Kollegs: 753 Euro. 

Die Beträge werden durch das Staatsministerium für Kultus schuljährlich jeweils ab 
1. August anhand des durch das Statistische Landesamt des Freistaates Sachsen 
ermittelten Verbraucherpreisindexes zur Steigerung der Verbraucherpreise 
angepasst, wobei die Jahresteuerungsrate von Juni des vorangegangenen Jahres 
bis Juni des laufenden Jahres zugrunde gelegt wird. Es wird auf volle Eurobeträge 
gerundet. 

 


